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Berlin, den 21. Jau. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Ober⸗Forſtmeiſter von Mülman bei der Regierung zu Düſſeldorf den 
Rothen Adler» Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; dem Direktor der Kunſt⸗ 


Akademie zu Antwerpen, Baron Wappers, den Rothen Adler-Orden dritter 


Klaſſe; dem Verlags⸗Buchhändler Bernhard Tauchnitz zu Leipzig und dem 
Markſcheider Fricke zu Bochum, Regierungs⸗Bezirk Arnsberg, den Rothen 
Adler⸗ Orden vierter Klaſſe zu verleihen. 

Am 17. Januar haben die Sitzungen des vereinigten Ausſchuſſes, behufs 
Berathung des neuen Strafgeſetzes, begonnen. Die Verhandlungen deſſelben 
werden, wie die des vereinigten Landtages, durch die Allgemeine Preußiſche Zei⸗ 
tung vollſtändig veröffentlicht. Der Stenograph, Profeſſor Wiegard aus Dres⸗ 
den, nebſt mehreren Gehülfen, iſt für die Dauer der Sitzungen engagirt worden, 
und hat bereits ſeine Thaͤtigkeit begonnen. Welche Beurtheilung der Entwurf in 
der Vorberathung erfahren hat, darüber it etwas Beſtimmtes noch nicht bekannt 
geworden, doch ſoll, wie man hört, die Majorität der vorberathenden Kommiſ⸗ 
ſion ſich im Allgemeinen für den Entwurf erklärt haben. Für unſere volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Verbältniſſe iſt nicht allein das im Entwürfe proponirte Wuchergeſetz 
von ſehr großer Bedeutung, und die Nichtannahme deſſelben der allgemeine 
Wunſch aller national⸗oͤkonomiſchen Parteien, ſondern auch nicht weniger die im 
Publikations⸗Patente 8. 2. beſtimmte Beibehaltung der in der allgemeinen Ge⸗ 
werbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 enthaltenen Strafbeſtimmungen über die 
Verbrechen und Vergehen der Gewerbetreibenden. Es iſt ſchon auf das Beſchrän⸗ 
tende und Unzeitgemäße dieſer Beſtimmungen aufmerkſam gemacht, und wir kön⸗ 
nen nur den Wunſch einer durchgreifenden Veränderung dieſes Geſetzes wiederho⸗ 
len. Nach den Schlußworten des gedachten . 2. bleiben alle übrigen beſonderen 
Strafgeſetze, welche ſolche Materien betreſſen, in Hinſicht deren das gegenwärtige 
Strafgeſetzbuch nichts beſtimmt, in Kraft. Hiernach würde alſo auch das Hauſir⸗ 
Reglement vom Jahre 1820 mit feinen Strafbeſtimmungen feruerweitige Geltung 
behaltan. Es erſcheint dieſer Umſtand wohl werth, einer ernſtlichen Erwägung 
des vereinigten Ausſchuſſes empfohlen zu werden. Jeues Geſetz, welches den 
Hauſir⸗Handel auf eine genau beſtimmte Anzahl von Gegenſtänden beſchränkt, 
und ihm von polizeilicher Conceſſion abhängig macht, ihn ſogar unter ſtrenge po⸗ 
lizeiliche Aufſicht ſtellt, widerſtrebt durchaus unſeren jetzigen Verkehrs- Verhaͤltniſ⸗ 
ſen, die nur in voller Freiheit ſich dahin entwickeln können, wohin ſie, durch aus 
dere Momente getrieben, nothwendig gelangen müſſen. Die Eiſenbahnen, welche 
es für den Gewerbetreibenden möglich machen, an einem Tage weit entlegene 
Städte zu erreichen, und in ihnen ſeine Geſchäfte zu verrichten, dulden es ferner 
durchaus nicht, ihn mit ſeinem Gewerbe auf ſeinen Wohnort zu beſchränken. 
Ja, jo lange nicht jede Beſchränkung des Gewerbebetriebes aufhört, ſo lange 
nicht jeder ſein Geſchäft an jedem ihm beliebigen Orte, entweder dauernd oder 
vorübergehend betreiben kann, fo lange kann man den Bewohnern fo mancher Hei 
nen Provinzialſtadt durchaus nicht Unrecht geben, wenn ſie eine Verbindung mit 
der Eiſenbahn, als ihren Wohlſtand gefahrdend, fürchten. Auch das Geſetz vom 
6. Jauuar 1843 über die Beſtrafung der Landſtreicher, Bettler und Arbeits⸗ 
ſcheuen iſt ausdrücklich unter denjenigen aufgeführt, welche fernerweitig in Kraft 
bleiben ſollen. Kein Geſetz iſt wohl von dem Augenblicke ſeiner Publikation an 
ununterbrochen mit ſo vielen ſchlagenden Argumentationen bekämpft worden, als 
dieſes. Seine unverhältnißmäßige Strenge, in Vergleichung mit den Strafen 
für wirkliche Verbrechen, feine juriſtiſche Unhaltbarkeit, fo wie feine praktiſche Un- 
zwechmäßigfeit, find von der Tagespreſſe ſo vielfältig nachgewieſen worden, daß 
man mit Recht ſich wundert, wie der Eutwurf ein ſolches Geſetz in ſich aufuch- 
men konnte. Schon vor etwa 3 Jahren war der Kampf gegen daſſelbe Veranlaſ⸗ 
fung, es noch einmal im Staatsrathe in Berathung zu ziehen. Das Gonverne⸗ 
ment dachte damals bereits an eine Aufhebung oder wenigſteus weſentliche Verän⸗ 
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des Großherzogthums Poſen. 


den 24. Januar 1848. 


derung des Geſetzes und das unveränderte Fortbeſtehen deſſelben war nur durch 
außer ihm liegende Umſtände veranlaßt worden. Hoffen wir, daß die Ausſchüſſe 
ſich das Verdienſt erwerben werden, die Aufhebung eines Strafgeſetzes zu bewir⸗ 
ken, das die Armuth und den Mangel an Arbeit eben fo hart, wenn nicht här⸗ 
ter, als den Diebſtahl, ftraft. 


Berlin. — Der Allg. Ztg. iſt vom Dr. Freyberg, mit i i 
übrigens nie, weder in Perſoulichem noch farin, Bu W 
erklärt, ein Schreiben aus dem Piemonteſiſchen, aux balances vom 8 Jan 
zugegangen, woraus das genannte Blatt Folgendes mittheilt: „Frepberg ertlärt, 
er werde ſich in Berlin ftellen, wenn ein ordentliches Juſtizverfahren gegen ihn 
eingeleitet und bis zum gerichtlicher Spruch ſeine perſönliche Freiheit garantirt 
werde. Jedenfalls werde er am Tage des öffentlichen Verfahrens in Berlin ans 
weſend ſein. Fr. geſteht übrigens ſeine Schuld unverblümt zu obgleich er darauf 
keinen Werth zu legen ſcheint. Am Schluſſe verſpricht er weitere Aufklä 
durch Thatſachen, die zur Oeffentlichkeit kommen ſollen.“ . 

Berlin den 19. Januar. Der Biſchof Gobat zu Jer 
Freunde der Stiftung des Bisthums zu Jeruſalem, 75 7 e mr 
henden Jahrestag dieſer Stiftung am 21ſten d. M., eine Zuſchrift erlaſſen 

Von dem Berliner Correſp. der Kölner Ztg. wird derſelben gemeldet . D 
der General von Rochow urſprünglich den ganzen Januar bei ſeinem S i « 
ſohne in Stuttgart zuzubringen beabſichtigte, fo glaubt man aus d Veh 
Rückkehr auf außerordentliche Umſtände, die ihn auf feinen Poſten 0 e 
zurückrufen, ſchließen zu dürfen und iſt geneigt, dieſe Eile mit dem e 
Geſundheitszuſtande des Kaiſers von Rußland in Verbindung zu bringen 5 66 
ſind übrigens, wie wir als zuverlaͤſſig berichten können, ee ettoff 
worden, in Folge deren Herr v. Rochow auch für die Zukunft auf ſeinem Gale, 
ſchaftspoſten am Ruſſiſchen Hofe verbleibt. Er kehrt bereits in einigen T g 
auf denſelben zurück und iſt in dieſem Augenbllcke hier ſehr viel Schule 5 au. 
gegennahme ſeiner Inſtructionen im auswärtigen Miniſterium beſchäftigt 5 0 

Königsberg. — Der Buchhändler Gerhard zu Danzig — P bei fei 
ner Theilnahme für die chriſtkath. Sache und in feinem Eifer gegen das Laaber 
mancher römiſch kathol. Geiſtlichen ſich mehrere Jnjurienprozeſſe und einige ae 
ſelben hervorgegangene Geld- und Gefängnißſtrafen durch verſchiedene Aale und 
Brochuren zugezogen hat, macht ſo eben wieder ein gegen ihn ergangenes Erkennt⸗ 
niß aus einem ſolchen Prozeſſe bekaunt. Diesmal aber iſt er glücklicher als ſonſt 
geweſen, denn das Erkenutuiß lautet freiſprechend. Der qu. Prozeß war auf den 
Antrag des Pfarrer Landmeſſer eingeleitet, in Folge eines in der Allg. polit. Zt 
erſchienenen Artikels, nach welchem L. eine Frau, weil ſie ihre Kinder zu ae 
nicht katholiſchen Geiſtlichen in den Religionsunterricht geſchickt, im Beichtſtuhl 
verflucht haben ſollte je. Herr L. führte in feiner Klage zwar an daß jene Be⸗ 
ſchuldigung, „wäre ſie gegründet, ihm die Verachtung ſeiner Mitbürger und die 
Ahndung der Kirchengeſetze zuziehen würde“, die Wahrheit der qu. Angaben iſt 
jedoch durch die Unterſuchung völlig feſtgeſtellt, und es iſt zum Verwundern, daß 
RR 7 ein Aggravatiousgeſuch gegen das freiſprechende Erkenntniß an⸗ 

Berlin, den 20. Januar. Der Rechtshandel zwiſchen Mad. Birch⸗ Pfeiffer 
und Herrn Auerbach kann noch eine ernſtliche Wendung nehmen. Dem Verneh⸗ 
men nach hat der Staatsanwalt des Kammergerichts zwar den Proteſt des Herrn 
Auerbach gegen die Aufführung des Stückes „Dorf und Stadt“ (wie uns dies der 
Theaterzettel fait täglich lehrt) für unbegründet gehalten, er hat aber die Frage 
zur näheren Erörterung gezogen, ob nicht in dem Druck des der Auerbach'ſchen 
Erzählung nachgebildeten Theaterſtücks ein Plagiat enthalten iſt. Dem Verneh⸗ 
men nach ſoll der literariſche Sachverſtändigen-Verein aufgefordert worden fein, 
hierüber ein amtliches Gutachten abzugeben. Fällt dieſes gegen Mad. Birche 
Pfeiffer aus, fo würde allerdings die Einleitung eines förmlichen Nachbrucks⸗ 
Prozeſſes gegen dieſelbe erfolgen. — Geſtern hat auf unſerer Stabiveigtei ein 


82 


47 jähriges Mädchen eine 24 ſtündige Gefängnißſtrafe abgebüßt, zu welcher fie 
„ vom hieſigen Polizeigericht wegen verbotwidrigen Tabaksrauchens auf der Straße 
verurtheilt worden war. Die Emancipation des weiblichen Geſchlechts ſcheint alfo 
auch bei uns mit Rieſenſchritten fortzuſchreiten. 
bahnen werden jetzt faſt eben fo häufig von Damen als von Herren frequentirt. 

Die philoſophiſche Fakultät der hieſigen U niverſität hat ſich in Betreff der 
Frage der Zulaſſung der Juden zu derſelben einſtimmig für dieſelbe entſchieden, 
mit alleiniger Ausnahme des Herrn Huber, der es für nöthig gehalten, dem 
Collektiv⸗Votum feiner Collegen ein entgegengeſetztes Separatvotum beizufügen. 
Die philoſophiſche Fakultät ging davon aus, daß wiſſenſchaftliche Qualifikation 
nicht von der Confeſſion abhange, und daß der Staat den Juden gewähren müſſe, 
was er jedem ſeiner Angehörigen zu gewähren habe, die Gelegenheit, ſich nach 
ſeinen Kräften und Anlagen frei zu bethätigen. 

(8. .) Bei dem am 7. d. in Königsberg abgehaltenen coneilium generale 
der dortigen Univerſitätsprofeſſoren wurde mit 22 gegen 7 Stimmen die unbe⸗ 
dingte Zuläſſigkeit der Juden und Katholiken zu allen Lehrämtern 
an dortiger Univerſität beſchloſſen. Zugleich hiermit wurde der Beſchluß gefaßt, 
die Aufhebung des jenem Beſchluſſe entgegenſtehenden Paragraphen der erſt vor 
wenigen Jahren revidirten Statuten der Königsberger Univerſität bei dem Herrn 
Miniſter Eichhorn zu beantragen. Auf den Vortrag zweier Fakultäten wurde in 
Betreff des erſteren Beſchluſſes der Wunſch hinzugefügt, daß die Lehrftühle der 
Philoſophie und der Geſchichte nicht ausſchließlich mit Unevangeliſchen beſetzt wer: 
den möchten, damit die urſprünglich zum Horte des Proteſtantismus beſtimmte 
Univerſität nicht ganz den Charakter einer evangeliſchen verliere. 

Aus Memel meldet man, daß dort in der Deutſch⸗lutheriſchen, wie in der 
Litthauiſchen Gemeinde „in Folge der ungewöhnlichen Theurung“ die Sterblichkeit 
bedeutend größer geweſen ſei, als zur Zeit der Cholera im Jahre 1831. 

Ans der Provinz Sachſen. (Aach. Z.) Briefe aus dem An hal⸗ 
tiſchen beftätigen die Nachricht, daß die geſammte Ritterſchaft daſelbſt die Ver⸗ 
leihung einer landſtändiſchen Verfaſſung beantragt hat. Die Vorſtellung der 
Köthener foll beſonders energiſch abgefaßt fein. i 

Köln, den 18. Januar. Hier hat man drei Spekulanten verhaftet, welche 
von einem Falliten für 20,000 Thlr. Champagner um wenige tauſend Thaler 
gekauft hatten. g 
— ů ů 


Ausland. 
Deut ſch lan d. N 


Von der Oberweſer. Gollv. Bl.) — Hamburg muß deutſch werden! 
ſo lautet ſeit geraumer Zeit der Ruf Aller, die zu der Einſicht gekommen, daß 


Hamburgs ſchroffes Widerſtreben gegen die Verbindung mit der Geſammtnation 


neben der handelspolitiſchen auch ein gut Theil der politiſchen Zukunft Deutſch⸗ 
lands aufs Spiel ſetzt. Hamburg Hört den Ruf nicht bloß nicht, es kehrt ihn um 
in ein „Deutſchland muß Hamburgiſch werden.“ Vierzig Millionen ſollen ihre 
Intereſſen den Launen und Separatvortheilen von 150,000 zum Opfer bringen. 
Hat man jemals von einer ärgeren Anmaßung gehört? Und doch führt das neueſte 
Treiben Hambutgs nichts anderes im Schilde. 

Hamburg, den 20, Januar, 
Tagen zwei Schiffe, Hermann aus Bremen, und die Anna Glija aus Windau, 
gänzlich verunglückt. Nur die Mannſchaften wurden gerettet. 

Dresden, den 19. Januar. Am 16. feierte unſer Hofprediger Dr. von 
Ammon feinen 82ten Geburtstag, und hielt an demſelben mit feiner gewohnten 
Klarheit, Schärfe und Kraft der Stimme, eine Predigt in der Hofkirche. 

Frankfurt, den 18. Januar. Wie man vernimmt, hatte der verſtorbene 
Kurfürſt von Heſſen eine Summe von 60,000 Thlrn. mit der Beſtimmung aus; 
geſetzt, daß er dafür als Bürger von Fraukfurt begraben werde, fo wie daß der 
Ueberſchuß, welcher ſich etwa ergeben ſollte, den Armen zu Gute komme. Nach 
langem Zögern und Verhandeln ſoll Se. K. Hoheit der jetzt regierende Kurfürft 
befohlen haben, daß mit Umgehung der Beſtimmung die Leiche nach Hanau abges 
führt werde, worauf jetzt die Stadt Frankfurt auf die Auszahlung jener Summe 
geklagt hat. ö 

München. — Am 7. d. revoltirten in der Strafanſtalt Lichtenau, zwei 
Stunden von Anspach, etwa 70 Straͤflinge, und konnten nut durch ernſtliches 
Einſchreiten der geſammten Auſpacher Garniſon zur Ruhe gebracht werden. — 
Wir haben hier ſehr bedeutenden Schueefall, fo daß in Folge deſſen alle Poſten ſtocken. 

Stuttgart, den 19. Januar. Eine ſüddeutſche Zeitung will wiffen, daß 
die Einberufung der Beurlaubten aus Paris und Wien veranlaßt worden ſei, nach 
denen die revolutionäre Propaganda von K. Heinzen, Mazzini de. Stuttgart zum 

Schauplatz ihrer Thätigkeit machen wolle. 
5 Oeſterreichiſche Staaten. 

Wien, den 18. Jan. Der Marſch der Truppen von Lalbach nach Italien 
dauert fort. Am 2, und 3. kam das 49. Linien-Infaut.-Regiment dort durch. 
Am 3. marſchlerte auch der Ergänzungstrausport des 17. Jufant.-Regiments, 40 
Mann auf die Compagnie, nach Italien ab, und man erwartet noch mehrere 
Grenzbatalllone und 3 Abtheilungen des Regiments Kaiſer⸗Uhlanen. f 

Am Schluſſe diefes Monats werden die Ingenieure, welche den Bau des 
Kanals von Suez keiten ſollen, aus Frankreich, England und Oeſterreich (für 
Oeſterreich der K. K. Rath Negrelli) in Nis mes zusammentreffen, und ſich dann 
nach Aegypten begeben. Der Bice⸗König gewährt dem Unternehmen jede mög⸗ 


Unſere öffentlichen Schlittſchuh⸗ 


An der Kuͤſte von Helgoland ſind in dieſen 


liche Unterſtützung. Zunächſt fol jetzt der Bauplan feſtgeſtellt zu werden. Die 
Engländer ſcheinen dem ganzen Unternehmen ſehr abhold zu ſein, weil ſie die Vor⸗ 
theile mit andern Völkern theilen ſollen. a ö 
Srank rei hann 

Paris, den 17. Jan. Auf die Bemerkung des Grafen Pontois, in der 
vorgeſtrigen Sitzung der Pairskammer, daß er, als Franzöſiſcher Geſandter in der 
Schweiz, dem Miniſterium in Paris Alles, was in der Teßten. Zeit geſchehen ſei 
vorhergeſagt und demſelben ſtets zur Mäßigung und Nichteinmiſchung gerathen 
habe, verlas Herr Guizot einige Bruchſtücke aus mehreren. Depeſchen des Gra⸗ 
fen Pontois, um zu beweiſen, daß dieſer in der Schweizerftage oft ſeine Auſichten 
gewechſelt habe. Der Miniſter ſchloß mit den Worten, daß er jeht abermals ein, 
ſehe, wie Recht er gehabt habe, den Grafen Pontois von feinem Poſten abzube⸗ 
rufen. Graf Pontois proteſtirte gegen Enſtellung ſeiner Depeſchen durch Vor⸗ 
leſung von Bruchſtuͤcken, die aus ihrem Zuſammenhange geriſſen ſeien. Dieſer 
Zwiſchenfall zwiſchen dem Miniſter und dem ehemaligen Geſandten verſetzte die 
Kammer in einige Aufregung Daun beſtieg Graf Mathieu de la Redorte 
die Tribüne und hielt eine lange Rede über die Tagſatzung und die Kantonal⸗ 
Souverainetät. Er behauptete, daß die Tagſatzung vollkommen in ihrem Rechte 
geweſen ſei, und daß kein Punkt in den Wiener Verträgen Europa das Recht 
gebe, ſich in die inneren Angelegenheiten der Schweiz zu miſchen. Aus einer 
Menge von Aktenſtücken wollte er darthun, daß alle Vorwürfe und Klagen gegen 
die Tagſatzung unbegründet ſeien, und daß man keinen Anlaß zur Einmiſchung 
habe. Graf Portalis vertheidigte vom politiſchen und ſtaatsrechtlichen Stand⸗ 
punkte in äbnlicher Weiſe, wie der Herzog von Broglie in einer der vorhergehen⸗ 
den Sitzungen, das Recht der Franzöſiſchen Regierung, ſich, wie ſie es gethan, in 
die Angelegenheiten der Schweiz zu miſchen. Nachdem hierauf Graf Pelet de 
la Lozere ſich veranlaßt gefunden hatte „ die Mediations Akte Napoleon's dem 
Verhalten der jetzigen Franzoͤſiſchen Regierung in den Angelegenheiten der Schweiz 


gegenüberzuſtellen, um die Behauptung durchzuführen, daß jene Akte mit dem 


damaligen Regierungs-Prinzip Frankreichs in Einklang geweſen, während das 
gegenwärtige Verfahren, der Schweiz gegenüber ganz und gar dem Prinzip der 
jetzigen Regierung entgegen ſei, ergriff Herr Guizot zur Rechtfertigung ſeiner 
Politik das Wort. 

Die Kammer nahm hierauf den ſiebenten Paragraphen der Adreſſe in der von 
der Kommiſſion vorgeſchlagenen Faſſung an und ſchaltete nach demſelben, auf 
Antrag des Grafen von Taſcher, folgendes Amendement zu Gunſten Polens ein: 
„Sire, die Sympathie edelmüthiger Nationen bleibt einem Rechte treu, welches 
nicht untergehen kaun. Ew. Majeſtät werden, im Einklang mit Frankreichs Ge⸗ 
fühlen, eine Nation nicht vergeſſen, zu deren Gunſten Sie bereits Ihren Proteſt 
eingelegt haben.“ : | 

Der Vortrag des Grafen von St. Aulaire und die Rede des Heirn Guizot 
haben vorgeſtern in der Pairskammer einen günſtigen Eindruck hervorgebracht. 


Wen man auch nicht ganz einverſtanden mit der Staatsweisheit des ehemaligen 


Botſchafters in Rom war, die noch miniſterieller, als die miniſterielle ſelbſt, aus⸗ 
ſah, ſo ging doch aus ſeinen diplomatiſchen Mittheilungen von 1831 hervor, daß 


der damalige Miniſterpraͤſident gegen die revolutionären Bewegungen in Italien, 


genau dieſelbe Politik befolgte, welche heute Herr Guizot befolgt. 
Obgleich das Gerücht von dem Unwohlſein des Königs von den Zeitungen 
in Abrede geſtellt wird, fo iſt es doch nicht ganz ohne Grund. Se. Majeftät iſt 


ſeit einigen Tagen ſtark erkältet und außerdem feit dem Todesfalle feiner Schweſter 


ſehr angegriffen. Deſſenungeachtet arbeitet der König täglich unabläſſig und iſt 
um 5 Uhr früh ſchon an ſeinem Schreibtiſche. Geſtern führte Se. Majeftät in 
einem Miniſterrathe deu Vorſitz. 

Die Regierung ſcheint entſchloſſen, Abd el Kader im Lande zu behalten, ihn 


aber ſeiner Haft zu entlaſſen, fo bald man von Mehemed Ali das feierliche Ver⸗ 


ſprechen habe, daß Abd el Kader in Aegypten und Syrien, ſeiner eingegangenen 
Verpflichtung gemäß, jedes Mittel zu einer unvermutheten Rückkehr nach Afrika 
genommen ſei. (Liegt wohl außer der Möglichkeit.) e 


Die Patrie ſpricht wieder von bedenklichen Gerüchten über das Befinden 


Sr. Majeftät, fügt aber wenigſtens hinzu, daß ſie es mit allem Vorbehalt thue 
und derſelben nur erwähne, weil viele Gemüther dadurch beunrnhigt werden. 

Graf Mürat, Neffe des ehemaligen Königs von Neapel, früher Deputirte der 
Oppoſition, iſt 48 Jahr alt, auf ſeinem Schloſſe La Baſtide geſtorben. Er hin⸗ 
terläßt einen einzigen Sohn, Achille Murat, dem er den Säbel ſeines Oheims 
Joachim Murat vermacht hat. 

Bei Gelegenheit der Vergrößerung des Juſtizpalaſtes in Paris find abermals 
Römiſche Grundmauern und andere Alterthümer entdeckt worden. 

Ueber die Ausführung des Befehls, wonach Abd el Kader am 10. Jauuar, 


wie ſchon gemeldet, mit ſeinem Gefolge aus der Quarantine-Anſtalt zu Toulon, 


in welcher er bisher verweilt hatte, vorläufig in das dortige Fort Lamalgue ge⸗ 
bracht wurde, erfährt man von dort folgendes Nähere: Der Emir vernahm die 
betseifeube rde it, fchlicher Niedergeſchlagenheit, und erſt auf der kurzen Fahrt 
an den Ort ſeiner Beſtimmung gelang es ihm, feine gewöhnlich ernſte Sammlung 
wieder anzunehmen. Seine alte Mutter weinte laut, als fie den kalten und dü⸗ 
ſteren inneren Hof des Forts betrat und die matt erleuchtete Treppe hinaufſtieg, 
die zu den Gemächern der Gefangenen führt. Der Oberſt⸗Lieutenant Cheureur 
empfing den Emir am Eingaugsthor mit der Verſicherung, daß ſein Aufenthalt 


hier ihn nicht beunruhigen dürfe; die Marine habe die „Gaͤſte Frankreichs“ nur 
deshalb hierher geliefert, weil Algerien von dem Departement des Krieges reſſor, 
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tire; der König hat ihn (Cheureus) hierher gefandt, um über ſein und der Seini⸗ 
gen Wohlergehen zu wachen, und die Franzöſiſche Großmulh ſei ihm Bürge für 
die edle Behandlung, welche er zu gewärtigen habe. „Ich bin ohne Beſorgniß“, 
entgegnete Abd el Kader mit einem Ton und einer Haltung, die nicht ſo feſt wa⸗ 
ren, wie gewöhnlich, und etwas Emphatiſches hatten, „ich vertraue Frankreich, 
dieſer edeln und großen Nation, die mich an ihren Heerd aufvimmt. Uebrigens 
hat die Welt die Augen auf mich gerichtet, und ſie wird richten, ob man mich be⸗ 
handelt, wie ich das Recht habe, behandelt zu werden. Es wird mit mir geſche⸗ 
hen, wie es Gott gefällt.“ 

Wie man fagt, hat Se. Majeftät der König von Sr Majeflät dem König 
von Preußen, wegen des Todes der Prinzeſſin Adelaide, ein ſehr herzliches 
Beileidsſchreiben erhalten. 

Die Nachrichten aus Madrid reichen bis zum 10. Die Aufregung, welche 
Eſparteros Ankunft verurſacht hatte, dauerte noch fort. Die ganze Nacht hindurch 
und am 9. Vormittags fanden die Verſammlungen vor ſeinem Hauſe Statt, wäh⸗ 
rend zu gleicher Zeit das Militär unter Waffen blieb. Nach dem Siglochatte die 
Königin zu Eſpartero bei ſeiner Audienz ſehr freundlich geſagt, daß ſeine lange 
Verbannung ſie ſehr geſchmerzt habe, wegegen der General bei ſeinem Abſchied 
ſagte, daß er jederzeit zu erſcheinen bereit ſei, wenn die Königin es befehle. Daſ⸗ 
ſelbe Blatt meldet, daß Eſpartero einen jungen Daun unter dem Volk gefragt, 
wer er ſei? Die Antwort: ich bin der Sohn Zurbano's, ſoll den Herzog von 
Victoria, auf deſſen Befehl Zurbano erſchoſſen wurde, ſo unangenehm berührt 
haben, daß er den ganzen Tag mißgeſtimmt war. Spanien ſoll jetzt in der That 
die Abſicht haben, die Saffaran⸗Inſel an der Mündung der Maluwia zu beſetzen. 

S. pan i een. 

Mabrid, den 9. Jan. Wie geſtern, wurden auch heute in der Nähe der 
Wohnung Eſpartero's einige Truppen-Abtheilungen aufgeſtellt, welche darüber 
wachen ſollen, daß durch den noch immer großen Zudrang von Neugierigen die 
öffentliche Ordnung nicht geſtört werde. 2 

Man ſpricht davon, daß Narvaez geneigt ſei, ſich mit Eſpartero zu verbin⸗ 
den, um ſich von der Herrſchaft der Ultra-Moderados frei zu machen. 

SS 

Tagſatzung. Sitzung vom 14. Januar. Au der Tagesordnung 
war die Note, die der päpftliche Nuntius im Namen des Papſtes an die Tagſaz⸗ 
zung gerichtet hat, und welche folgendermaßen lautet: „Excellenz und meine 
Herren! Der heilige Vater Pius IX. hat mit dem tiefſtem Schmerz die traurigen, 
geheiligte Rechte der der katholiſchen Kirche verletzenden Akte vernommen, die nach 
dem Einzug der eidgenöſſiſchen Truppen in die ſieben Kantone Luzern, Uri, 
Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg und Wallis in einigen dieſer Kantone 
ſtattgefunden haben. Er hat, das Herz von Pein zerriſſen, bemerken müſſen, daß 
man durch proviſoriſche Regierungsbeſchlüſſe religiöſe Corporationen und fromme 
Anſtalten, ſelbſt von Weibern, hat aufheben wollen, und daß man durch die geiſt⸗ 
liche Behörde kanoniſch eingeſetzte Pfarrer aus ihren Pfarreien vertrieben, und 
dies trotz den Proteſtationen ihres Biſchofs. Er hat, die Thränen im Auge, be⸗ 
merken muͤſſen, daß eidgenöſſiſche Soldaten, in den erſten Augenblicken ihrer Er⸗ 
bitteruug und gegen die Abſichten und Befehle ihrer Oberen, in einigen Kirchen 
derſelben Kantone Schändungen und Gräuel zu begehen gewagt haben. Der hei⸗ 
lige Vater, der ſich in die während der letzten Zeit in der Eidgenoſſenſchaft ange⸗ 
regten politiſchen Fragen nicht gemiſcht, hat die heilige Pflicht nicht vergeſſen kön⸗ 
nen, die er als Oberhaupt dieſer Kirche hat: alle dieſe Veletzungen höchlich zu 
miß billigen. Deshalb hat er mir aufgetragen, dieſe Pflicht in ſeinem Namen bei 
der hohen in Beru ſitzenden Tagſatzung zu erfüllen. Ich habe alfo, Excellenz nnd 
meine Herren, die Ehre, mich an Sie in Bezug auf dieſen Gegenſtand zu wen⸗ 
den. Und da meine Aufgabe unendlich peinlicher würde, wenn ich im Einzelnen 
Alles auseinanderſetzen wollte, was ſich in der letzten Zeit zugetragen hat, ſo will 
ich es lieber mit Stillſchweigen übergehen, innigſt überzeugt, daß nicht nur die 
hohe Weisheit der Tagſatzung, ſondern auch alle Männer von Ehre in der Eidge⸗ 
noſſenſchaft, welcher Konfeſſion fie fein mögen, im Stande fein werden, die Be⸗ 
deutung deſſelben in allen Veziehungen zu würdigen. In meiner Eigenſchaft als 
Vertreter des heiligen Vaters und in ſeinem Namen lege ich daher hiermit bei den 
als Tagſatzung verſammelten hohen Vertretern der Kantone die förmliche Prote⸗ 
ſtation nieder gegen alle Eingriffe, die durch dieſe Beſchlüſſe in die dem heiligen 
Stuhl inwohnenden Rechte gethan ſind und mit dem Bundes⸗Vertrage im Wider⸗ 
ſpruch ſtehen, ſo wie gegen alle Schändungen und gottloſen Handlungen, die in 
den Kirchen und anderen geheiligten Orten der katholiſchen Konfeſſion verübt ſind. 
Es find dies die Thatſachen, die das Gewiſſen verwirft, und die ohne Zweifel eis 


nes Tages von unpartellſchen Geſchichtſchreibern mißbilligt werden, und es find, 


dies eben ſo viele Verpflichtungen für Sie, Ercellenz und meine Herren, dieſel⸗ 
ben im voraus von ſich abzulehnen und in der Art zu handeln, daß die Gerechtig⸗ 
keit und die Ruhe in den Regierungen diefer Kantone wieder vollkommen zur Herr⸗ 
ſchaft gelangen, und daß man die vielleicht in einem Augenblick der Aufregung ge⸗ 
gen die Rechte des heiligen Sluhls erlaſſenen Dekrete wieder zurücknimmt. Im 
Vertrauen, daß die hohe Tagſatzung, Hüterin der heiligen Geſetze der Eidgenofs 
ſenſchaft, die Rechte der katholischen Konfeſſion, die von dem Oberhaupt derſel⸗ 
ben in Anſpruch genommen werden, wiederherſtellt und verſehrt erhält, ergreife 
ich ze. Luzern, den 27. Dec. 1847. (unterz.) 1 A., Erzbiſchof von Koloſſus 
apoſtoliſcher Nuntius. 5 

Die Tagſatzung beſchloß zuletzt, dem Antrage der Kommiſſion zu folgen und 
die Note des Nuntius gar nicht zu beantworten. General Dufour übergab der 


Straße durch Erbrechen eines Bettkaſtens auf der Hausflur 


Tagſatzung 4000 Fr. für Verwundete beider Parteien. Mit Ende des Januar, 
ja vielleicht früher, dürfte, wie es heißt, eine Vertagung der Tagſatzung ſtattfin⸗ 
den. Ob dann die Kommiſſion für Reviſton des Bundes⸗ Vertrages arbeiten 
wird, ſteht dahin. 


Vermiſehte Nachrichten. 
Statiſtiſche Ueberſicht der im Laufe des Jahres 1847 in der 
Stadt Poſen und deren Weichbilde vorgekommenen ſchriſtlichen 
Geburten, Todesfälle und Trauungen. 


Vom 1. Januar bis zum 31. December 1847 wurden in der Stadt Poſen 
und ihrem Weichbilde, mit Einſchluß der Militair- Gemeine, geboren: 1311 
Kinder (1845: 1565); es ſtarben 1729 Perſonen (1845: 1104), mithin 
ſtarben 418 Perſonen mehr, als geboren wurden (1843 wurden 461 mehr ge⸗ 
boren, als ſtarben). Dies iſt ein durchaus abnormes Verhältniß und mit Aus⸗ 
nahme der Cholerajahre in den letzten 20 Jahren in Poſen nicht vorgekommen. 
In der Regel wurden hier beträchtlich mehr Individuen geboren, als ſtarben, und 
der jährliche Ueberſchuß der Geburten über die Todesfälle beträgt duachſchnittlich 
eirca 200. Getraut wurden 314 Paare (1845: 463 P.). Auch dieſe Ab⸗ 
nahme iſt außergewöhnlich, und, wie die große Zahl der Todesfälle, wohl eine 
Folge des Nothjahrs 1846. — Unter den Geborenen befanden ſich 662 Kna⸗ 
ben (1845: 808 K.) und 649 Mädchen (1845: 757 M.), mithin wurden 
13 Knaben mehr geboren, als Mädchen (1845: 51 Knaben mehr, als Mäd⸗ 
chen). Der diesjährige Ueberſchuß der männlichen Geburten beträgt ſomit nur En 
ſämmtlicher Geburten; die Normalzahl ift 37 — Unter den Geſtorbenen waren 
921 Perſonen männlichen (1845: 627), und 808 (1845: 477) weiblichen 
Geſchlechts; es ſtarben alſo 113 P. männlichen Geſchlechts mehr, als weiblichen 
(1845: 150). Das diesjährige Uebergewicht der männlichen Todesfälle über 
die weiblichen iſt ebenfalls abnorm, denn es beläuft ſich nur auf 18 ſämmtlicher 
Todesfalle, während die Normalzahl J iſt. — Der Confeſſion nach (etwa 5 der 
chriſtlichen Einwohner find katholiſch, 2 evangeliſch) wurden geboren: 840 Kin⸗ 
der katholiſcher und 471 evangeliſcher Confeſſion (1845: 968 kathol. und 597 
evangel.); folglich hat die Zahl der katholiſchen Geburten die der evangeliſchen faſt 
um das Doppelte überſtiegen. Schon in den ae Se iſt eine ſtei⸗ 
gende Zunahme der katholiſchen Geburten und eine Abnahme der evangeliſchen 
ſichtbar geworden. — Das Mortalitätsverhältniß ſtellt ſich diesmal überaus un⸗ 
günſtig, indem der Tod über 5 proCent der geſammter chriſtlichen Bevölkerung 
abgefordert hat (1845 nur 3 pCt.). Als Normalverhältniß nimmt man an, daß 
in größeren Städten jährlich 33 pCt. der Einwohner ſterben. — Der Confeſſion 
nach ſtellt ſich das Sterblichkeits⸗Verhaͤltniß diesmal 
ſchen, als für die Katholiken, was in den vorhergehenden Jahren nicht der Fall 
geweſen; es ſtarben nämlich: 1051 Katholiken (1845 nur 640) und 678 
Evangeliſche (1845: 464), mithin verhalten ſich die Todesfälle faſt genau wie z 
zu z. Bei Beiden kam ein Todesfall auf etwa 20 Einwohner (1845 auf etwa 
30 Einw.). Dem Normalverhältniß nach kommt in den Städten ein Todesfall 
auf 28 bis 29 Einwohner. — Getraut wurden 152 Paare katholiſcher (1845: 
253 P.) und 162 P. evangeliſcher Confeſſion (1845: 210 P.), alfo 101 P. 
katholiſcher, und 48 P. evangeliſcher Confeſſion weniger als 1845 — eine ab⸗ 
norme Abnahme, deren Urſache wohl lediglich in dem vorhergehenden Nothjahre 
und der noch herrſchenden Theuerung zu ſuchen iſt. Da die Zahl aller geſchloſſe⸗ 
nen Ehen 314 beträgt, fo kommt eine Ehe auf circa 102 Einwohner (1845: 
eine Ehe auf 72 Einw.). — Die meiſten Geburten, nämlich 135 kamen im 
Februar vor (1845: 180 im Mai); die wenigſten, nämlich 77 im April 
(1845: 93 im December). — Die größte Sterblichkeit herrſchte im December, 
wo der Tod 196 Perſonen (101 männl. und 95 weibl. Geſchlechts) abforderte 
(1845 im Januar 118 Perſonen); 
maͤunl. und 52 weibl. Geſchlechts) ſtarben (1845 im December nur 66 Perf.). 
Ein bedeutendes Uebergewicht an männlichen Todesfaͤllen fand nur im Juli ſtatt, 


wo auf 83 männliche nur 58 weibliche Leichen kamen; in den übrigen Monaten 


war die Differenz nicht ſo bedeutend. Ein Uebergewicht an weiblichen Todesfaͤl⸗ 
len kam im Auguſt, wo 47 männliche und 52 weibliche, und im Oktober, wo 
88 männliche und 92 weibliche Leichen gezählt wurden, vor. — Die meiften 
Trauungen, nämlich 57 (29 kathol. und 28 evangel.), kamen im Oktober 


(1845 im Oktober 74); die wenigſten, nämlich? — ſämmtlich evangeliſche — 
9 G. M: 


im März vor (1845 im März nur 4). 


* Poſen den 22. Jan. Am 17ten wurden in der Kraͤmerſtraße durch ges 
waltſamen Einbruch in einen Keller nach Zerbrechen des Schloſſes 60 Quart Un⸗ 
garwein und 6 Flaſchen Rum geſtohlen; in der Nacht vom 16ten zum 17ten 
aus einer Bude am Neumarkt, gleichfalls nach Zerbrechen zweier Schloͤſſer, eine 
Quantität Butter im Werth von 20 Rthlr.; ebenſo am 1 8ten einem Brauerge⸗ 
jellen aus Weſtpreußen fein, mit einer guten Equipage gefülltes Felleiſen, das 
er, während er einem Fuhrmaun, mit dem er hierher gefahren war, in der Brei⸗ 
teuſtraße feine Fracht abladen half, in dem Glauben, auf ſeinem ehrlichen Dorfe 
zu fein, auf den Bürgerſteig niedergelegt hatte; ferner am 21ſten in der Koͤnigs⸗ 
i mehrere Leinwandbe⸗ 
zuͤge im Werth von e. 6 Rthlr., wobei jedoch der Dieb ertappt wurde; endlich 
wurde gleichfalls am 21ſten eine ſchon vielfach beſtrafte Diebin, welche aus einem 
offenen Laden am Sapiehaplatze 2 Hemden geflohlen hatte, in flagranti ergriffen, 
Am 20 ſten ertrank der Fuhrmann Jander in Krzpzownik in einem Brunnen, 


günſtiger für die Evangeli⸗ 


wogegen im Auguſt nur 99 Perfonen (47 
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In Ofen wurde Abends ein Soldat, welcher zu ſeiner Geliebten ging, und, 
von Liebesgedanken erfüllt, auf den Ruf der Schildwache nicht hörte, auf der Stelle 
erſchoſſen. Man begreift die Strenge des Kriegsgeſetzes mitten im Frieden nicht. 

rr . y ⁰ e EHER ET BEE 
(Eingeſandt.) 

Breslau. — Es ſei uns geſtattet, hier einen Vorfall mitzutheilen, wel— 
cher nicht nur wegen ſeiner Eigenthümlichkeit intereſſant iſt, ſondern auch ein 
unwiderlegliches Zeugniß von der heilſamen Wirkung der Rheumatis mus⸗ 
Ableiter des Herrn Eduard Groß am Neumarkt darbietet, woran Referent 
bisher immer noch nicht recht glauben wollte. 

Es waren heut Morgen mehrere Perſonen mit Herrn Groß in ſeiner Ei⸗ 
genſchaft als Schiedsmann in Beſprechung einer Rechts⸗Sache in ſeinem Ge⸗ 
ſchäfts⸗Lokal begriffen, als ein junger Mann von der Straße herein trat, wels 
cher gegen den nach ſeinem Begehr fragenden Commis erklärte: 

„Er komme blos, um ſich recht ſehr zu bedanken für die Hülfe, die ihm 
„durch den vor einigen Tagen erfauften Rheumatismus-Ableiter gewor⸗ 
„den ſei. Dieſes Mittel habe ihn von den unſäglichen Schmerzen, die 
„ihn unaufhörlich gequält hätten, gänzlich befreit, er ſei darüber ſo 
„glücklich, daß er ſich hiermit noch recht ſehr bedankt haben wolle.“ 

Wahrhaft ergreifend war es, den Ausdruck der Freude und der Herzliche 
keit zu ſehen, mit welcher dieſer einfache Menſch dem, gleich uns, inzwiſchen 
näher getretenen Herrn Groß die Hand ſchüttelte. 

Auf unſere Frage antwortete der Fremde, daß er der Töpfergeſelle Carl 
Stenzel ſei, in der hieſigen Fabrik des Herrn Schubert arbeite, und zuletzt 
im Auftrage ſeines Prinzipals auf einem Gute in Oberſchleſien beſchäſtigt gewe⸗ 
fen ſei. Dieſe Arbeit habe er unterbrechen müſſen, weil der Geſichtsſchmerz, an 
dem er bereits dreizehn Tage ohne Aufhören gelitten, der ihm beſonders die 
Nachtruhe ganz geraubt, ſich bis zur Unerträglichkeit geſteigert habe und weil 
dazu auch die Gelähmtheit des ganzen Körpers zugetreten fei. 

Ueber die Art der Einwirkung des Mittels äußerte ſich der Geneſene, wel— 
cher etwa 30 Jahr alt, und von unterſetzter Figur iſt, dahin, daß er daſſelbe 
Sonnabend den Iten v. M., alſo vor etwa 36 Stunden anzuwenden begonnen, 


daß zwar nach den erſten Stunden des Gebrauchs der Schmerz ſich vermehrt 
und ſelbſt bis zur äußerſten Heftigkeit zugenommen habe, aber bald ſchwächer 
geworden und nun gänzlich von ihm gewichen ſei. 

Seine Freude hierbei war durchaus ungeheuchelt und der Eindruck, den 
dieſe Scene auf uns machte, um ſo mächtiger, als hier der Gedanke an eine 
Vorbereitung derſelben, oder überhaupt an Charlatanerie irgend einer Art nicht 
im Entfernteſten aufkam, und bei den obwaltenden Umſtänden auch nicht auf⸗ 
kommen konnte. Man ſagt: was vom Herzen kommt, dringt zum Herzen. 
Das war hier der Fall. Der wackere Menſch, der ſchon ſo Vieles und Alles 
vergeblich zur Abhülſe feiner Leiden verſucht hatte, brachte feinem Befreier das 
von, dem Urheber ſeines Glückes, der ihn ſeinem Broderwerbe wiedergegeben 
hatte, in ungekünſtelten Worten ſeinen Dank dar. 

Wenn ein, gewiß mit Tauſenden getheiltes Vorurtheil gegen die Wirkſam⸗ 
keit dieſer Groß ſchen Rheumatismus-Ableiter auf ſolche Weiſe befeitigt wird: 
ſo erſcheint es als Pflicht, Erfahrungen dieſer Art zu veröffentlichen. . L. 


Bitte um Unterſtützung. 

Am 20ſten d M. war der hieſige Fuhrmann Jander nach einem Wald 
gefahren, um Bauholz zu holen. Auf dem Räckwege hielt er vor dem Kruge in 
Krzyzownik an, um die Pferde zu füttern und zu tränken. Während der 
Eigenthümer des Holzes in die Wirthsſtube ging, begab ſich der ꝛc. Jander in 
den Hof, um Waſſer zu ſchöpfen, glitt jedoch dabei aus und ſtürzte kopfüber 
in den Brunnen, wo er von dem Eigenthümer des Holzes, der ihn endlich auf⸗ 
zuſuchen ging, ertrunken gefunden wurde. Auf der fortgefegten Fahrt des Hol⸗ 
zes brachen zuletzt auch noch plötzlich auf einmal beide eiſerne Axen des Wa⸗ 
gens. — Der ꝛc. Jander hinterläßt eine Frau mit 7 Kindern nicht nur in dürf⸗ 
tigſten Umfländen, ſondern auch durch das Zerbrechen des Wagens außer 
Stande, etwas zu verdienen. Wir bitten daher die mildthätigen Bewohner 
Poſens, der unglücklichen Wittwe durch Geldunterſlützungen ihre für den Aus 
genblick ſehr bedrängte Lage zu erleichtern und ſie zur Fortſetzung des von ihrem 
Manne betriebenen Geſchäfts in den Stand zu ſetzen. — Die Expedition dieſer 
Zeitung iſt bereit, milde Gaben anzunehmen. 

Die Redaktion d. Ztg. 


Poſen, den 22. Januar 1848. 


Stadttheater zu Poſen. 
Dienſtag den 25. Januar: Der Zerriſſene; 
Original⸗Luſtſpiel mit Geſang in 3 Akten von Ne⸗ 
ſtroy. Muſik von Müller. 


—ͤ— — — —ͤ—ñ. 


Die Verlobung unſerer jüngſten Tochter Julie 
mit Herrn Herrmann Heimann von hier, beeh⸗ 
ren wir uns ſtatt beſonderer Meldung hiermit erge— 
benſt anzuzeigen. 
Schwerin aW. den 23. Januar 1848. 
H. L. Krakau und Frau. 


Julie Krakau. 
Herrmann Heimann. 
Verlobte. 


Bei E. S. Mittler in Poſen iſt zu haben: 
Dr. C. Achtermann: Taſchenbuch der vorzüglichſten 


Stubenbögel 


Deutſchlands. Enthaltend: Die Wartung, Fütte⸗ 
rung, Lebensweiſe und Behandlung derſelben bei 
Krankheiten. Nebſt einer naturhiſtoriſchen Beſchrei⸗ 
bung der Singvögel, welche die Merkmale der Gat⸗ 
tungen und die genauen Kennzeichen aller Arten der⸗ 
ſelben enthält, ſo daß der Liebhaber beim Ankauf 
niemals getäuſcht werden kann. 
16. Geh. Preis 10 Sgr. 


Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landesgericht zu Bromberg. 


Das im Mogilnoer Kreiſe belegene Rittergut, 
Stadt Gembice Nro. 52., ſo wie das dazu ge⸗ 
hörige Dorf Dzierzazno No. 38., zuſammen 
landſchaftlich abgeſchätzt auf 22,093 Rthlr. 23 Sgr. 
10 Pf., foll 

am 3lften 


Mai 1848 Vormittags 
um 11 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Taxe, Hypothekenſchein und Kaufbedingungen kön— 
nen in der Regiſtratur eingeſehen werden. 

Der abweſende Beſitzer Joſeph von Mikorski 
und die dem Aufenthalte nach unbekannten Gläubi⸗ 
ger, Gutsbefiger Stanislaus v. Bieſiekier⸗ 
ski und Gutsbeſitzer Albin v. Malczewski wer⸗ 
den hierzu öffentlich vorgeladen. 


N Bekanntmachung. 

Am 15ten Februar 1848 früh um 9 Uhr 
ſollen durch den Rendanten Herrn Kurzhals im 
Bazar verſchiedene Wand⸗ und Taſchen⸗Uhren, fo 
wie Möbel, öffentlich gegen gleich baare Zahlung 
verkauft werden. 

Poſen, den 9. December 1847. 

f Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 
Erſte Abtheilung. 


Bekanntmachung. 

Am 22ſten Februar 1848 früh um 9 Uhr 
ſollen durch den Rendanten Herrn Kurzhals im 
Haufe Markt No. 48. verſchiedene Möbel, Haus⸗ 
geräthe und Kleidungsſtücke gegen gleich baare Zah— 
lung öffentlich verrauft werden. 

Poſen, den 31. December 1847. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 
Erſte Abtheilung. 


Bekanntmachung. 

Am 28ſten Februar 1848 früh um 9 Uhr 
ſollen durch den Rendanten Herrn Kurzhals im 
Haufe Neueſtraße Nro. 2. verſchiedene Möbel und 
Hausgeräthe gegen gleich baare Zahlung öffentlich 
verkauft werden. 

Poſen, den 6. December 1847. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 
Erſte Abiheilung. ; 


Bekanntmachung. 

Im Auftrage des Königlichen Provinzial-Steuer⸗ 
Direktors zu Poſen wird das unterzeichnete Haupt⸗ 
Steuer⸗Amt, und zwar in deſſen Amtsgelaſſe 

am Aten Februar d. J. um 10 Uhr Vormit⸗ 
lags die Chauſſcegeld⸗Erhebung der Hebeſtelle Tar⸗ 
nowo auf der Berliner Chauſſee, 3 Meilen von 
Poſen, zwiſchen dem Dorſe Tarnowo und Ro⸗ 
mionek an den Meiſtbietenden, mit Vorbehalt des 
höheren Zuſchlages, vom Iſten April dieſes Jahres 
ab in Pacht ausſtellen. 

Nur dispoſitionsfähige Perſonen, welche vorher 
mindeſtens 130 Rthlr. baar oder in annehmlichen 
Staatspapieren bei dem unterzeichneten Hauptſteuer⸗ 
Amte zur Sicherheit niedergelegt haben, werden zum 
Bieten zugelaſſen. i 

Die Pachtbedingungen können bei uns von heute 
an während der Dienſtſtunden eingeſehen werden. 

Poſen, den 5. Januar 1848. 

Königl. Haupt⸗Steuer-Amt. 


Ich beabſichtige einen jungen Mann als Lehrling 
in mein Geſchäft aufzunehmen und erſuche hierauf 
Reflektirende ſich bei mir zu melden. : 

% R. Körber. 


Zu vermiethen. 

Eine Wohnung im erſten Stock, beſtehend aus 
zwei Stuben nebſt Küche und Zubehör; ferner eine 
Wohnung im zweiten Stock von zwei Stuben nebſt 
Boden und Keller, ſind in meinem Hauſe Markt⸗ 
und Büttelſtraßen-Ecke No. 45. vom Iſten April c. 
zu vermiethen. Michaelis M. Miſch. 


Vom Iſten April c. ab iſt Büttelſtraße No. 16. 
eine große Wohnung im zweiten Stockwerke, ſo wie 
Gerberſtraße No. 19. eine einzelne Stube zu vermie⸗ 
then. Näheres beim Wirth daſelbſt. 


Wronkerſtraße No. 18. iſt die ganze erſte Etage 
nebſt Saal vom 1. April d. J. zu vermiethen. 


Hierzu ſiterariſche Beilage Nro, 2. der Buchhandlung „Gebrüder Scherk“ in Poſen. 


verlängern möchten. 


A. S bur, 5 


Herren-Kleider macher in Poſen, 
Sapieha⸗Platz Nro. 14. Hotel de Tyrol, 


empſtehlt ſich einem geehrten Publikum zur Anferti⸗ 
gung aller Arten von Kleidungsſtücken, und verſichert 
zugleich, bei billigen Preiſen und reeller Bedienung 
jederzeit nur gute und moderne Arbeit herzuſtellen. 
Auch können die Stoffe zu jedem Kleidungsſtück ge⸗ 
liefert werden. 


Von der ſo eben erhaltenen Sendung des 
ſten Gasäthers, welches in 9 Sue 
und Geruchloſigkeit ſich vor jedem andern auszeich⸗ 
net, verkauft von heute ab A Quart 9 Sgr. 
die Galanteriewaaren- Handlung von 


Beer Mendel, 


Markt 88. 


Rohr zum Dachdecken, 
ſteht zum Verkauf auf dem 
bei Grätz. 


— —ũ— 
das Schock zu 26 Sgr., 
Dominio Karczewo 


TE ZEUGE ER u TEE 
Große, auch kleine Sahn-Käfe hat wieder 
erhalten J. Appel, 

Wilhelmsſtraße Poſtſeite No. 9. 


(Eingeſandt.) 

Die außerordentlichen Kunſtleiſtungen der Schier⸗ 
ſchen Geſellſchaft haben bei unſerm kunſtſinnigen Pu⸗ 
blikum allgemeinen Anklang gefunden, und ſo glau⸗ 
ben wir nicht vergeblich an deren Direktion die Bitte 
zu richten, uns noch einige ihrer Vorſtellungen zur 
ergötzlichen Anſchauung zu bringen. 

Viele Theaterfreunde. 
4 ͤ ͤ—=. ee 

Es würde gewiß dem Wunſche aller Theater- 
freunde entſprochen werden, wenn die Herren Gebrü⸗ 
der Schier ihr Gaſlſpiel auf hieſiger Bühne noch 


Unus pro multis. 


den 21. Januar 1848. 1 
8 
(Der Scheffel Preuß.) RA | 8. are 
Weizen d. Schfl. zu 16 PIE. 2 5, 2113, 4 
Roggen dito 1 u 3 1 210 1 
Gerte. 9 24 - 
gfer e ars ene — 28:11) 41 111 
Buchweizen 110 — 11811 
Erbſen. 1 18011 2 23 
Kartoffeln. —— — I 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 27 6 1 —— 
Stroh, Schock zu 1200 Pf.] 5 10,— 5 25I— 
Butter das Faß zu 8 PfBö. 2 5—| 21 01 


„G GBeilage.) 


Ständiſche Angelegenheiten. ; 


Zweite Sitzung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
(18. Januar.) 


Die Sitzung beginnt nach 4 auf 11 Uhr unter Vorſitz des Landtags⸗ 
Marſchalls, Fürſten zu Solms. Als Secretgire fungiren die Abgeordneten 
Freiherr v. Gudenau und Siegfried. 5 

Marſchall. Meine Herren, wir beginnen mit Verleſung des Aller⸗ 
höchſten Propoſttions⸗Dekretes in Bezug auf die Vorlegung des Strafgefeg- 
buches. Ich bitte den Herrn Sekretair, das Propoſttions-Dekret zu verleſen. 
(Die Vorleſung erfolgt durch den Secretair, v. Gudenau. Alle Mitglieder 
der Verſammlung erheben ſich.) 

Marſchall. Eine Mittheilung des Herrn Regierungs- Kommiſſars 
enthält die Nachricht, daß die Geheimen Juſtizräthe Biſchof und Simons 
Auftrag erhalten haben, den Berathungen ſunſerer Verſammlung über das 
Strafgeſetzbuch beizuwohnen. In allgemeinen Angelegenheiten hat Graf 
Schwerin ſich um das Wort gemeldet. ö 

Graf Schwerin. 
nehmen, weil mir durch einen von Ihnen Allen ſehr bedauerten Umſtand der 
Vorzug zu Theil geworden iſt, Vorſitzender der vorberathenden Abtheilung 
zu werden, und in dieſer Eigenſchaft als Organ der vorberathenden Abthei— 
lung habe ich eine Erklärung abzugeben, welche den Standpunkt bezeichnet, 
von welchem die Abtheilung ausgegangen iſt, als fie die Verathung des 
Strafgeſetzbuches begann. Die Erklärung, die auf einſtimmigem Beſchluß 
der Abtheilung beruht, lautet fo: Bevor die Verſammlung in die Berathung 
eintritt habe ich im Namen der vorbereitenden Abtheilung zu erklären, daß 
in ihrem Schooße bereits in Erwägung gezogen, ob dieſelbe in Einklang mit 
den Wahlen zum Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſe und unbeſchadet der bei 
denſelben von einem Theile der Abgeordneten abgegebenen Erklärungen und 
gemachten Vorbehalte ftattfinden könne. Die Abtheilung, iſt der Meinung 
geweſen, daß dieſe Erklärungen und Vorbehalte durch die Berathung des 
Entwurfs zum Strafgeſetzbuche in keiner Weiſe alterirt werden, indem da= 
durch in die für den Vereinigten Landtag in Anſpruch genommenen Rechte 
nicht eingegriffen wird. Sie hat daher — um ſo mehr, als bis jetzt dem 
Ausſchuſſe andere Vorlagen und Anträge nicht gemacht ſind und ſolche auch 
kaum zu erwarten ſein dürften — dafür gehalten, daß eine weitere Erörte⸗ 
rung über die Stellung des Ausſchuſſes unter ſolchen Umſtänden ſelbſt in 
Hinblick auf den Allerhöchſten Landtags⸗Abſchied und das erlaſſene Geſchäfts⸗ 
Reglement vom 2. Dezember 1847 nicht erforderlich und demgemäß nicht 
wünſchenswerth erſcheine. Diejenigen Mitgleder der Abtheilung, welche die 
Wahlen zu den Ausſchüſſen ohne Vorbehalt angenommen haben, und unter 
dieſen beſonders diejenigen, welche die Kompetenz des Landtags -Ausſchuſſes 
überhaupt als unzweifelhaft anerkennen, konnten um fo mehr obiger Erklä- 
rung aus voller Ueberzeugung beitreten, und es hofft die Abtheilung daher, 
daß fie auch in der hohen Verſammlung von keiner Seite Widerſpruch 
finden möge. 

Abg. v. Auerswald. In Verfolg der eben von dem Vorſitzenden der 
Abtheilung vernommenen Wert muß ich daran erinnern, daß der erſte Ver⸗ 
einigte Landtag an Se. Majeſtät faſt einſtimmig und auf Grund früherer 
Geſetze die Bitte gerichtet hat: „die Verordnung vom 3. Februar 1847 über 
den Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß und deſſen Vefugniſſe Allergnädigſt 
abändern und dieſem Ausſchuſſe, dem Vereinigten Landtage gegenüber, keine 
weiteren Befugniſſe einräumen zu wollen, als den ſtändiſchen Ausſchüſſen der 
Provpinzial⸗Landtage dieſen letzteren gegenüber beigelegt worden find durch die 
Allerhöchſte Verordnung vom 21. Juni 1842 in den 88. 2 und 4.“ Nachdem 
des Königs Majeſtät Allergnädigſt verheißen, dieſe Bitte in ſorgſame Erwä⸗ 
gung zu ziehen, find die Wahlen zu dem zur Begutachtung des Strafgefeg- 
buches zu berufenden ſtändiſchen Ausſchuß theils ohne, theils aber mit vers 
ſchiedenartigen Erklärungen und Vorbehalten vollzogen. Hiernach find viele 
Mitglieder des Ausſchuſſes der Ueberzeugung, daß fie nur ein bedingtes 
Mandat, eine bedingte Berechtigung haben, und Viele von denen, 
welche hier auf den Ruf Sr. Majeſtät erſchienen find, um in die Begutach⸗ 
tung des bereits von den Provinzial-Ständen berathenen Strafgeſetzbuches 
einzugehen, können ſeit Erlaß des Allerhöchſten Landtags-Abſchiedes vom 24. 
Juli und in Betracht des Geſchäfts-Reglements für den Vereinigten Aus— 
ſchuß vom 2 Dezember 1847 dies nur mit der offenen und ehrfurchtsvollen 
Erklärung thun, daß ſie zu anderen Berathungen und Handlun⸗ 
gen ſich außer Stand geſetzt ſehen würden. Nachdem ich von die⸗ 
ſem Standpunkte aus, der auch der meinige iſt, als Mitglied der Abtheilung, 
dem Beſchluſſe und der Erklärung derſelben beigetreten bin — zu meiner 

roßen Befriedigung in weſentlicher Ueberſtimmung mit dem geehrten Vor— 

tzenden derſelben — habe ich geglaubt, noch auf den Grund hinweiſen zu 
müſſen, der eine ſolche Ausſprache nicht in unſere Willkür geſtellt, ſondern 
unſerer Treue und Wahrhaftigkeit zur unabweislichen Pflicht gemacht hat. 
Ich habe dies gethan für mich und zugleich zu der wohl im Intereſſe der 
hohen Verſammlung liegenden Vermeidung zahlreicher gleichartige Erklärun— 
gen, im Einverſtändniſſe mit den Abgeordneten Grabow, Camphauſen, v. 
Saucken⸗Tarputſchen, v. Saucken⸗Julienfelde, Graf v. Hompeſch, Brämer, 
Naumann, Hüffer, v. Brodowski, Graf v. Skorzewski, Heinrich, Kerſten, 

noch, v. Potworowski, v. Mizezewski, Sperling, v. Pogrell, Braſſert, v. 
Kurcezweki, Urra, Abegg, Lucanus, Freiherr v. Mylius, v. Donimierski, 
Kraufe, Hausleutner, Brown, Plange, Siegfried, v. Eynern, Urban, Schier. 

Abg. v. Camphauſen. Der Erklärung, welche das verehrte Mitglied 
für Preußen abgegeben hat, habe ich hinzuzufügen, daß ſie für mich und 
Andere die Befugniß nicht ausſchlieht ſondern einſchließt, auf die nähere 
Erörterung der Frage, inwiefern das Strafgeſetzbuch die verfaſſungsmäßigen 
Stadien bereits durchlaufen 0 
durch den . Landtag erforderlich ſei, im Laufe der Verhandlungen 
näher einzugehen, und daß ich auf die Erörterung dieſer Fragen an geeigne⸗ 
ter Stelle näher eingehen werde. In dem Augenblicke, wo wir zu einem 
neuen gemeinſamen Wirken zuſammentreten, iſt es für Viele von uns uner⸗ 
läßlich, iſt es unſere erſte Pflicht, uns ſelbſt, dem Lande und der Regierung 


Meine Herren, ich erlaube mir zuerſt das Wort zu _ 


habe und in wiefern eine ſchließliche Verathung 


bene Erklärung ausreichend. 
erſchienen ſind, gleich denjenigen, die zu erſcheinen abgelehnt haben, gleich 
denjenigen, welche die Wahlen zu dem Ausſchuß zu vollziehen oder anzuneh⸗ 
men ſich geweigert haben, an dem Grundſatze feſthalten, daß alle das Per⸗ 
ſonen⸗ und Eigenthums-Recht und die Steuern betreffenden Geſetze ohne den 
Beirath des Vereinigten Landtages nicht erlaſſen werden können, daß wir 
dieſen Grundſatz zu vertreten, ſo wie im vorigen Jahre, auch künftig berech⸗ 
tigt, verpflichtet bleiben wollen. Die Mitglieder des Vereinigten Landtages, 
die nicht um uns ſind, werden wiſſen, daß wir nicht geſonnen waren, noch 
geſonnen fein werden, uns Rechte beizumeſſen, die nach der Anſicht des Ver⸗ 
einigten Landtags ihm allein zuſtehen. Die Regierung endlich wird wiffen, 
daß nicht, wie ihr Organ dem Lande einzureden bemüht geweſen, der Zwie⸗ 
ſpalt geſchlichtet iſt, der zwiſchen den thatſächlichen Zuſtänden und der frühe⸗ 
ren Geſetzgebung beſteht. Um ſo mehr halte ich es für meine Pflicht, die 
Regierung hierüber nicht in Zweifel zu laſſen, als der Gang, den ſie am 
Schluſſe des Vereinigten Landtags und nach demſelben eingeſchlagen hat, 
mich mit tiefer Betrübniß und mit Sorge für die Zukunft erfüllt. Eine 
große That war geſchehen; nach 30jährigem Harren waren die Vertreter des 
ganzen Landes in einem Saale verſammelt, und Alle, welche wiſſen, wie 
ſelten und wie ſchwer großen Verſammlungen die Selbſtbeherrſchung gelingt, 
ſahen mit Spannung und nicht ohne Beſorgniſſe ihren Schritten entgegen. 
Wie iſt der Erfolg geweſen? Das Ausland war erſtaunt und überraſcht 
über die Mäßigung der Verſammlung, über ihre treue Ergebenheit gegen 
den Fürſten; es war im Zweifel, ob es ihre Zurückhaltung loben oder fie 
der Schwäche beſchuldigen ſollte; es fand den König zu beneiden, der unter 
ſolchen Umſtäuden eine ſolche Verſammlung berufen und eine ſo glänzende 
Manifeſtation der Treue und Ergebenheit ſeines Volkes der Welt vor Augen 
legen konnte. In Preußen aber, wo die Stände bis auf die äußerſte Grenze 
vorrückten und, weit hinübergebogen, die Hand zur Ausgleichung boten, iſt 
dieſe Hand im Zorne zurückgeſtoßen worden (Murren in der Verſammlung); 
in Preußen haben die Stände von Seiten der Regierung Tadel und Nicht⸗ 
beachtung gefunden, und Aeußerungen des Mißfallens und Unwillens, welche 
in geringem Einklang mit einem monarchiſchen Staate ſtehen, der von den 
Ständen nur Rath verlangen, ſie nur Rath zu ertheilen berechtigen will. 
Ein Wort hätte hingereicht, den Verfaſſungsſtreit in Preußen auf immer zu 
beendigen; es iſt nicht geſprochen worden, die Folgen müſſen getragen wer⸗ 
den; die Geſchichte aber wird richtig zwiſchen der Regierung und uns. 
Marſchall. Das Mitglied, welches eben geſprochen hat, hat ſich leicht 
überzeugen können, daß ein Ausdruck, deſſen er ſich bedient hat, in allen 
Theilen des Saales Mißbilligung gefunden hat. Es ſind dies die Worte, 
daß das, was von dem Vereinigten Landtag geſchehen ſei, von der Regierung 
im 2 e ſei. Ich gebe dem Abgeordneten anheim, 
zu erklären, daß dieſer Ausdruck von ihm nicht beabſichtigt 
ihm in der Rede nur entfahren ſei. . x ee ee e 
Abg. v. Camphauſen. Ich würde eine ſolche Erklärung inſofern 
nicht abgeben können, als ich die Thatſache für vorhanden anſehe. Wenn 
der Ausdruck Zorn beanſtandet und derſelbe durch das Wort Unwillen erſetzt 
wird, ſo habe ich meinen Ausdruck dahin zu modifiziren kein Bedenken. 
Marſchall. Was ich geſagt habe, bezog ſich allerdings gerade auf 
den erwähnten Ausdruck, und nachdem die Zurücknahme deſſelben Zeugniß 
abgelegt hat von der Anſicht des Abgeordneten, fo ift es zweckmäßig, den 
Werth der Worte nicht weiter zu meſſen, ſondern ſich an die Geſinnung des 
Abgeordneten zu halten. Wir geben über dieſen Punkt hinaus. . 
Abg. von Platen. Wenn bei den verſchiedenen Erklärungen, die ab⸗ 
gegeben worden ſind, mein Name nicht genannt worden iſt, ſo befinde ich 
mich dennoch in der Lage, mich den beiden erſten anzuſchließen, da ich nur 
in Folge eines beſtimmten Mandates hier erſchienen bin. Ich halte es für 
meine Pflicht, um über meine Stellung keinen Zweifel obwalten zu laſſen, zu 
erklären, daß, wenn ich gleich die Beſtimmung vom 3. Februar vorigen Jah⸗ 
Sn Fre . 115 dennoch außer Stande ſein werde, über 
en des mir ertheilten Mandates hinaus 
oder Beſchlüſſe auszuführen. - Bede we 
7 Vice⸗Marſchall v. Rocho w. Es ſind hier verſchiedene Meinungen über 
die Kompetenz dieſer Verſammlung ausgeſprochen worden. Niemand kann 
mehr als ich jede Meinung ehren, wenn ſie auf redlicher Ueberzeugung bes 
ruht, ja, ich habe einen wahren Reſpect vor ſolchen Meinungen, wenn fie 
auch den meinigen ſchnurſtracks entgegengeſetzt ſind. Hiernach iſt es nicht 
meine Abſicht, zu unterſuchen, inwiefern dieſe Meinungen begründet find, und 
mich auf eine Widerlegung derſelben einzulaffen. Ich fühle aber das Be⸗ 
dürfniß, meine eigene Anſicht einfach daneben hinzuſtellen. Dieſe geht dahin, 
daß die hieſige Verſammlung, da fie auf Grund des Geſetzes vom 3. Febr. 
berufen iſt, alle die Rechte und Befugniſſe hat, welche ihr die Verordnung 
beilegt, und daß ich mich nicht allein für befugt, ſondern ſowohl in Bezie⸗ 
hung auf den Allerhöchſten Geſetzgeber, als in Bezug auf diejenigen, welche 
ich hier zu vertreten die Ehre habe, für verpflichtet halte, vorkommenden 
Falls alle jene Befugniſſe und Rechte, welche mir das Geſetz als Mitglied 
des Ausſchuſſes beilegt, auszuüben. Die ſtändiſche Geſetzgebung vom 3. Fe⸗ 
bruar iſt ein aus mehreren Gliedern befichendes Ganzes, das Hauptglied iſt 
der Vereinigte Landtag. Zu dieſem Landtage berufen, haben wir alle dem⸗ 
ſelben gegebenen Rechte und Befugniffe auf das allerpollſtändigſte ausgeübt. 
Der Vereinigte Ausſchuß iſt das zweite Glied. Dieſes Inſtitut hat wenig 
Beifall gefunden. Möge mir ſelbſt es nun gefallen oder nicht, darauf wird 
es nicht ankommen, ich werde nichts deſtoweniger meine Verpflichtungen aus⸗ 
üben müſſen: fo lange nicht etwas Anderes von Sr. Majeſtät befohlen if. 
Unmöglich würde ich verſuchen können, ein Glied aus dieſer ſtändiſchen Kette 
abzulöſen, ohne Willkür zu üben und das Geſetz zu verletzen. Daß wir hier 
verſammelt ſind, beruht einzig und allein auf dem Patente vom 3. Februar; 
eine andere Veranlaſſung, ein anderer Grund zu unſerer Verſammlung ift 
nicht vorhanden, und wir haben daher nicht mehr und nicht weniger Rechte 
als das Patent uns giebt. Anders iſt es mit dem Einzelnen, der in diefer 
Verfammlung erſcheint. Diefen Einzelnen zwingt das Geſetz weder, zu erſchei⸗ 
nen, noch, zwingt es ihn, dieſe oder jene Befugniß auszuüben. Hierdurch, 
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glaube ich, iſt die Freiheit eines Jeden, feine wahre Freiheit geſichert. Ich 
komme nun zu der Schtugfölgernne: Jeder Einzelne möge alſo feine Ueber⸗ 
zeugung, wie ſte auch fein möge, feſthalten, er möge in der Ausübung ſei⸗ 
ner Rechte fo weit gehen, als ihm fein Gewiſſen erlaubt. Das ſtimmt voll⸗ 
kommen überein mit dem, was diejenigen erklärt haben, welche gewiſſe Rechte 
gewahrt haben oder in Folge der Wahrung gewiſſer Rechte gewählt worden 
find. Aber auf den Charakter der Verſammlung kann dies nicht den min⸗ 
deſten Einfluß haben, der bleibt nach meiner Ueberzeugung ganz derſelbe, 
d. h. wir ſind und bilden den Ausſchuß nach dem Patent vom 3. Februar. 
Es wird nun auch gewiß Niemand der Meinung ſein, irgend einen Verſuch 
wagen zu wollen, uns hier als eine andere Verſammlung zu konſtituiren, als 
diejenige welche Se. Mafeſtät berufen hat, eine Verſammlung mit anderen, 
mit wenigeren Rechten. Hiernach bin ich der vollſtändigen Ueberzeugung, 
daß jede weitere Diskuſſion über dieſen Punkt zu gar keinem praktiſchen Re⸗ 
fultate führen kann, und richte die Bitte an den Herrn Marſchall, der ho⸗ 
hen Verſammlung vorzuſchlagen, daß ſie über dieſen Gegenſtand hinweggehe 
und ſich fo bald wie möglich zu der wichtigen ausführlichen Allerhöchſten Pro- 
poſition wende. (Von mehreren Seiten: Sehr gut!) 

Landtags-Kommiffar. Nur wenige Worte werde ich Namens des 
Gouvernements der ſo eben gehörten Debatte hinzuzufügen haben. Von ei⸗ 
nem Mitgliede der hohen Verſammlung iſt die Geſchichte unſeres ſtändiſchen 
Lebens durchgegangen worden; es hat daſſelbe ſcharf kritiſirt und namentlich 
die Entſchlüſſe der Regierung bitter getadelt. Ich glaube nicht, daß es am 
Ort und an der Zeit iſt, auf dieſe Diskuſſion einzugehen, ſie würde uns 
auf daſſelbe Feld führen, welches den Vereinigten Landtag Wochen lang be⸗ 
ſchäftigt hat, und überdies wirklich die Grenze des Gebiets überſchreiten, wel⸗ 
che dem Vereinigten Ausſchuß durch das Geſetz gezogen iſt, und dies glaube 
ich am ſorgfältigſten in einem Augenblick vermeiden zu müſſen, wo deſſen 
Kompetenz angegriffen wird. Darum ſchweige ich hierüber. Im Uebrigen 
aber ſteht die Sache ſo einfach, und es iſt von den wenigen Rednern, welche 
darüber geſprochen haben, der Standpunkt meines Erachtens von beiden Sei⸗ 
ten fo vollſtändig beleuchtet worden, daß ich kaum etwas Neues hinzuzufü⸗ 
gen habe. Nichtsdeſtoweniger glaube ich es der Regierung ſchuldig zu fein, 
auch ihren Standpunkt fo genau zu bezeichnen, daß darüber kein Zweifel bes 
ſtehen bleiben kann. f 

Des Königs Majeſtät haben durch den Landtags-Abſchied vom 24. Juli 
v. J. ausdrücklich erklärt, daß der Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß, ſo lange 
keine geſetzliche Abänderung erfolge, alle diejenigen Befugniffe habe, welche 
ihm die Verordnung vom 3. Februar v. J. beilege. Eine Abänderung des 
gefeglichen Zuſtandes iſt aber ſeitdem nicht erfolgt, und konnte ohne Verlez⸗ 
zung des Königlichen Wortes nicht erfolgen, weil ſich Se. Majeſtät in der 
Botſchaft vom 27. Juni v. J. ausdrücklich dahin ausgeſprochen hatten, daß 
Sie die Anträge des Vereinigten Landtags auf Abänderung der Geſetze vom 
3. Februar und namentlich diejenigen auf Beſchränkung der Befugniſſe des 
ſtändiſchen Ausſchuſſes zwar in ſorgfältige Erwägung nehmen, ſich die Aller⸗ 
höchſte Entſchließung aber bis dahin vorbehalten wollten, wo jene Geſetze in 
allen ihren verſchiedenen Stadien ausgeführt ſein würden. Dieſer Zeitpunkt 
war noch nicht eingetreten, und Niemand durfte daher erwarten, daß Se. 
Majeſtät eine Aenderung in dieſem Punkte ſchon jetzt geſetzlich feſtſtellen wür⸗ 
den. Demnach iſt nach der deutlichen Erklärung des Landtags⸗Abſchiedes der 
jetzt berufene und hier verſammelte Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß mit allen 
denjenigen Rechten und Befugniſſen bekleidet, welche ihm die zweite Verord⸗ 
nung vom 3. Februar zuweiſt, und jedes einzelne Mitglied der Verſammlung 
hat die volle e ſich dieſer Rechte in ihrem ganzen Umfange zu be⸗ 
dienen, während der Regierung die Verpflichtung obliegt, Jeden, der ſich 
dieſer Rechte bedient, in deren Ausübung zu ſchützen. Sie wird dieſer Pflicht 
nachkommen. Wie aber die Regierung bei ihrer Vorlage an den Vereinig⸗ 
ten ſtändiſchen Ausſchuß die Ausübung dieſer Rechte nicht in ihrem vollen 
Umfange in Anſpruch genommen hat — und gerade diejenigen Mitglieder 
der hohen Verſammlung, welche in dieſer Debatte zuerſt aufgetreten find, 
ſollten dies nicht verkennen — ſo fordert ſie auch von keinem der Mitglieder, 
daß es von ſeinem Rechte den vollen Gebrauch machen ſolle. Daher lag auch 
bis dahin noch keinerlei Veranlaſſung vor, die Kompetenzfrage des Vereinigten 
Ausſchuſſes zur Erörterung hier zu ziehen. Uebrigens trete ich der von ei⸗ 
nem anderen geehrten Mitgliede hervorgehobenen Anſicht völlig bei, daß die 
Gewiſſen der einzelnen Mitglieder nicht beſchwert werden dürfen, und daß es 
jedes Einzelnen Sache iſt, nach ſeiner Ueberzeugung zu bemeſſen, wie weit 
er ſich der ihm gebotenen Rechte bedienen oder enthalten wolle. Ich glaube, 
daß dies genügen wird, um den Standpunkt der Regierung feftzuftellen, und 
ſchließe mich mit dem Wunſche an, daß dieſe Diskuſſton für die ganze Dauer 
der Seſſion hiermit geſchloſſen ſein und die Verſammlung nunmehr zur Lö⸗ 
fung der ihr zunächſt vorliegenden Aufgabe ſchreiten und ſolche mit Eifer und 
Ausdauer zum Ziele führen möge. 

ı (Mehrere Mitglieder: Ja wohl! Ja wohl!) 

Marſchall. Ich halte es nicht für erforderlich, noch irgend ein Wort 
hinzuzufügen, und ſchließe mich dem Vorſchlage an, zur Tagesordnung über⸗ 
zugehen. (Von allen Seiten Zeichen der Zuſtimmung.) Wir wenden uns 
alſo zur Berathung des Gefeg- Entwurfs über das Strafrecht. Ich erſuche 
den Referenten Naumann, den Bericht zu erſtatten. 

Referent Naumann (lieſt vor): 

1 Gutachten 1 
Vorbereitung ernannten Abtheilung des Vereinigten ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchuſſes, betreffend den Entwurf eines Strafgeſetzbuchs für die 

Preußiſchen Staaten. 

In dem Vorberichte zu den Motiven des vorliegenden Entwurfs eines 
"Strafgefegbupes für die Preußiſchen Staaten wird bemerkt, daß dieſer Ent⸗ 
Puff Das Ergebni einer durchgreifenden Reviſion desjenigen Entwurfs ſei, 
welcher im Jahre 1843 den verſammelten Ständen ſämmtlicher Provinzen 
zur Begutachtung vorgelegen habe. Es iſt nicht zu verkennen, daß bei die⸗ 
ſer Reviſton die von den Provinzial Ständen gemachten Erinnerungen in 
Erwägung gezogen und zum Theil berückſichtigt worden ſind; außerdem aber 
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der Form als dem Inhalte nach weſentlich verſchieden von dem früheren 
Entwurfe. a \ 
Unter dieſen Umſtänden konnte die Abtheilung die ihr geſtellte Aufgabe 
für die Plenar-Berathungen des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes 
den vorliegenden Geſetz-Entwurf vorzubereiten, 
nicht anders löſen, als indem ſie den ganzen Geſetz-Entwurf in ſeinen einzel⸗ 
nen Beſtimmungen durchgegangen iſt und ihn einerſeits unter Berückſichtigung 
der früheren von den einzelnen Provinzial-Landtagen gemachten Erinnerun⸗ 
gen, andererſeits aber zugleich in feinen gegenwärtigen veränderten Beſtim⸗ 
mungen ſelbſiſtändig geprüft hat. Die zur Verathung beſtimmten Hauptfra⸗ 
gen, welche in einer Zuſammenſtellung vorgelegt worden ſind, beziehen ſich 
zwar hauptſächlich auf weſentliche Veränderungen des früheren Entwurfs; 
allein ſie erſchöpfen dieſe Veränderungen nicht, und ihre Beantwortung allein 
würde weder eine Prüfung des ganzen Gefeg-Entwurfes bedingen noch würde 
dadurch der Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß Gelegenheit erhalten, ſeine An⸗ 
ſicht über viele der wichtigſten Fragen kund zu geben. Aus dieſen Peön⸗ 
den konnze die Abtheilung ſich auf eine bloße Prüfung dieſer Fragen und auf 
Vorſchläge für die Beantwortung derſelben nicht beſchränken. Es ſind dieſe 
Fragen bei denjenigen einzelnen Beſtimmungen des Geſetz- Entwurfes, an 
welche ſie ſich unmittelbar anſchließen, zur Erörterung gezogen worden. 
Was die Faſſung der einzelnen Beſtimmungen anbetrifft, ſo kann ſich 
die Berathung und Abſtimmung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes hier⸗ 
auf nur inſoweit erſtrecken, als die Faſſung auf Sinn und Inhalt des Ge⸗ 
ſet⸗Entwurfs von weſentlichem Einfluffe erſcheint. Dieſe Grenze war bei 
Begutachtung des Geſetz⸗Entwurſes in der Abtheilung möglichſt zu berückſich⸗ 
tigen, und es iſt daher nur dann eine beſtimmte veränderte Faſſung vorge» 
ſchlagen worden, wenn die Worte des Gefeg-Entwurfes die einzelnen Beſtim⸗ 
mungen nicht genügend klar auszudrücken ſchienen, oder wenn eine materiell 
verſchiedene oder neue Beſtimmung vorzuſchlagen angemeſſen erſchien. Allein 
hierbei konnte doch nicht überall ſtehen geblieben werden. Die Betrachtung 
daß das Geſetz zunächſt für das Volk beſtimmt iſt, dem es als Norm für 
ſeine Handlungen dienen ſoll, daß es daher nothwendig in einfacher, klarer 
und allgemein verſtändlicher Sprache abgefaßt fein muß, macht es unvermeid» 
lich, auch darauf zu achten, daß diefen Anforderungen genügt werde. Die 
Abtheilung hat daher nicht umhin gekonnt, auch in dieſer Beziehung die ein⸗ 
zelnen Veſtimmungen einer Prüfung zu unterwerfen, und fie behält ſich vor 
das Ergebniß dieſer Prüfung und die danach erforderlichen, auf die Faſſung 
bezüglichen Anträge am Schluſſe ihres Berichts zuſammenzuſtellen. a 

In Betreff der Eintheilung des Geſetz-Entwurfs in beſondere Abſchnitte 
findet die Abtheilung zunächſt die Sonderung der allgemeinen Veſtimmungen 
über die Grenzen der Anwendung der Strafgefege, über die Strafen über⸗ 
haupt u. ſ. w., wie ſie der erſte Theil umfaßt, von den auf die einzelnen 
ſtrafbaren Handlungen bezüglichen Beſtimmungen angemeſſen; dagegen wird 
ſich die weitere Sonderung der einzelnen Materien und die Ueberſchrift der 
Theile und Titel, in welche der Geſetz Entwurf zerfällt, nothwendig modifizi⸗ 
ren müſſen, wenn diejenigen Vorſchläge, welche dem Vereinigten ſtändiſchen 
Ausſchuſſe von der Abtheilung empfohlen werden, Villigung erhalten. Wie 
dies am geeignetſten geſchehen möge, wird der Final-Redaktion des Geſetzes 
vorzubehalten ſein. 

Mehrere Fragen, welche die wichtigſten Aufgaben des Entwurfs, fo wie 

die Prinzipien der Strafgeſetzgebung und ihre Einführung in das Strafge⸗ 
ſezbuch oder die konſegnente Durchführung in demſelben, betreffen, haben 
bei Berathung des allgemeinen Theiles des Entwurfs zur definitiven Ent⸗ 
ſcheidung nicht vorbereitet werden können. Derartige Fragen find: 
ob das woe materielle Strafgeſetzbuch eine beſtimmte Prozeß form 
vorausſetze; * 
ob eine beſtimmte Entſcheidung über die Zweckmäßigkeit deſſelben ohne gleich⸗ 
zeitige Kenntniß einer zu gewärtigenden neuen Strafprozeß⸗Ordnung 
möglich fi, 
ob — wenn eine neue, allen Landestheilen des Staats gemein ſame Pro⸗ 
zeß⸗Ordnung nicht zu gewärtigen ſtehe — der Strafgeſetz-Entwurf 
den Prozeß⸗Formen nach den gegenwärtig in den verſcheidenen Lan⸗ 
destheilen in Kraft beſtehenden Prozeß - Ordnungen entſprechen und 
namentlich die Gerichts-Verfaſſung in der Rhein-Provinz nicht be⸗ 
einträchtigen werden. 5 
Ferner gehören hierzu die Fragen: 
ob Geldſtrafen als Kriminalſtraſen entbehrlich feien; ’ 
ob der Verluſt der bürgerlichen Ehre nur neben der Zuchthausſtrafe ein- 
treten dürfe, oder ob darauf auch neben anderen Strafen er- kannt 
werden könne; 5 
ob das Geſetz dem Richter nicht blos die Abmeſſung der Strafe, ſondern 
auch die Wahl zwiſchen verſchiedenen Strafarten überlaſſen dürfe; 
ob der Richter ermächtigt werden ſolle, in geringen Fällen, oder wenn 
Milderungsgründe vorwalten, auf, der Art nach, niedrigere als die 
geſetzlichen Strafen zu erkennen; 
ob es zuläſſig ſei, die Veſtrafung von Vergehen in beſonderen Fällen oder 
unter gewiſſen Verhältniſſen von dem Antrage einer Privalperſon ab- 
hängig zu gehe A 0 a 
Die Abtheilung iſt beſtrebt geweſen, die Beurtheilung dieſer und ähnli⸗ 
cher Fragen ſchon bei Prüfung des allgemeinen 35 An Entwurfs an: 
bereiten, allein die definitive Entſcheidung wird erſt erfolgen können, wenn 
nach Prüfung der Veſtimmungen über die einzelnen Verbrechen und deren 
Strafen eine konkretere Auffaſſung gewonnen iſt, und es wird vorbehalten, 
am Schluſſe dieſes Berichts auf jene Fragen nochmals zurückzukommen. 
Abg. Steinbeck. Wenn ich die Geduld der hohen Verſammlung viel⸗ 
leicht etwas länger in Anſpruch nehme, als ich ſelbſt wünſche, fo geſchieht es 
um der Wichtigkeit des Gegenſtandes willen und deshalb, weil es mir durch⸗ 
aus nothwendig ſcheint, von vornherein feſt den Standpunkt gewonnen zu 
haben, von welchem prinzipiell auszugehen iſt, um die Beurtheilung der ein⸗ 
zelnen Paragraphen des Geſetzes eine konſequent durchgeführte Anſicht feſt⸗ 
halten zu können. Ich erlaube mir dieſe Nachſicht der hohen Verſammlung 
vielleicht deshalt in Anſpruch nehmen zu dürfen, weil ich ſelbſt in der Lage 
geweſen bin, eine Maſſe von Erfahrungen in den Bereichen der Kriminal⸗ 
Geſetzgebung zu ſammeln, wie nicht allen hier anweſenden Mitgliedern mög⸗ 
lich geweſen fein dürfte, und weil mir Gelegenheit gegeben war, im Laufe 
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einer bedeutenden Reihe von Jahren nicht bles die Preußiſche Kriminal⸗ 
Geſetzgebung, ſondern auch das Kriminal⸗ Verfahren eines Theiles der Oe⸗ 
ſterreichiſchen Monarchie kennen zu lernen, welches hier vielleicht auch einige 
Beachtung verdienen möchte. — Ob jemals der Zeitpunkt, und bei welchem 
Volke er eintreten wird, wo das, was wir jetzt Kriminalweſen nennen, gänz⸗ 
lich in philanchropiſche Juſtitutionen ſich auflöſen wird, iſt eine Frage, die zu 
der Reihe von Fragen von dem ewigen Frieden u. ſ. w. gehört, welche phi⸗ 
loſophiſcher Spefulatien anbeimfallen. Ein ſolches Ideal muß aber auch von 
denen, die an die Erfüllung deſſelben nicht glauben, ins Auge gefaßt werden, 
wenn fie bei dem Verfahren über Strafen und bei der Feſtſtellung von Stra⸗ 
fen ſelbſt dasjenige berüdfichtigen wollen, was wir zu berückſichtigen haben, 
da das Kriminalweſen nichts Stehenbleibendes und Petriſizirtes, ſondern et⸗ 
was in fortschreitender Entwickrlung Begriffenes iſt, etwas, was ſich der Ge⸗ 
ſchichte der Menſchheit und des einzelnen Volkes unmittelbar anſchließt. Es 
lehrt die Geſchichte des Kriminalrechts, daß zu allen Zeiten, wenn in dem 
Europäiſchen Völkerverkehr große Umwälzungen ſtattgefunden haben, man 
dann auch an die Reviſion der Kriminal⸗Geſetzgebung gegangen iſt, und das 
Studium der Krimiual⸗Geſetzgebung in den einzelnen Perioden iſt höchſt lehr⸗ 
reich, um den Geiſt eines Volkes in dieſen Perioden aufzufaſſen. Auch wir 
ſind in einem ſolchen Moment und Stadium angelangt. Die großen, durch 
Europa gegangenen Erſchütterungen haben uns aufmerkſam gemacht darauf, 
daß die ganze ſittliche Welt in dem Stadium eines großen Fortſchrittes ſich 
befindet, — Politik, Sittlichkeit und juriſtiſche Anſichten durchdringen ſich ge⸗ 
genfeitig mehr als je, und es iſt nothwendig, ſie alle gleichzeitig ins Auge zu 
faffen, wenn unſer Werk ein glückliches werden ſoll Wir haben — dies 
läßt ſich nicht leugnen — in der Preußiſchen Monarchie einen großen Fort⸗ 
ſchritt damals gemacht, als das Allgemeine Preußiſche Landrecht ins Leben 
trat. Wir haben ſeitdem aber einen Zeitraum von mehr als funfzig Jahren 
vorübergehen ſehen, und es haben die Verhäliniſſe ſich ſo mannichfaltig 
geändert, es haben ſich die Anſichten der Philoſophie ſelbſt auf einen Stand⸗ 
punkt geſtellt, der damals ganz fremd, alſo unbeachtet geblieben. Aber es 
iſt nicht die Theorie, welche uns lehren ſoll, denn die Theorie bleibt ohne 
Praxis ſtets blind und die Praxis ohne Theorie ſtets lahm, wie einer unſe⸗ 
rer geiſtreichſten Mitbürger ausgeſprochen. — Theorie und Praxis müſſen 
ſich durchdringen, dann können ſie Leben ſchaffen, und gerade auf ein ſolches 
lebendiges Schaffen kommt es an, wo es ſich um allgemeine Intereſſen der 
Menſchheit handelt; wo Alles, was den Menſchen heilig und werth iſt: Ver⸗ 
mögen, Leben, Freiheit und Ehre, gleichzeitig berührt werde. Man hat vom 
theoretifhen Standpunkte aus uns Theoriten der Abſchreckung, der Präven⸗ 
fion, der Correktion, der Vergeltung gegeben, und alle dieſe Theorieen haben 
in der Anwendung da, wo ſie in die vereinzelten Geſetzgebungen übergegan⸗ 
gen, ihre Untauglichkeit bewährt. Nur wo und ſo weit ſie in einander ver⸗ 
ſchmolzen, gleichzeitig belebt von dem Dathe einer würdigen Auffaſſung der 
menſchlichen Natur in die Geſetzgebung übe gefloſſen, haben ſie ſich bewährt. 
Ein ſolches Verſchmelzen und Beleben iſt ses, was wir bei der uns vorliegen⸗ 
den zus erreichen uns bemühen wollen. Nun aber beſtehen in unſerem Staate 
zwei Geſetzgebungen neben einander, um deren Vereinigung es ſich handelt. 
Beide Geſetzgebungen ſind urſprünglich Germaniſcher Natur. Die eine hat 
ſich im Verlaufe der Zeit ausgebildet, in der Form, wie es die ganze Ver⸗ 
faſſung Deutſcher Staaten in ihrem Gange mit ſich führte; die andere blieb 
zum Theil erhalten, ward aber ausgebildet in der Form, wie es das Franzöſiſch⸗ 
politiſch⸗juriſtiſche Weſen mit ſich führte. So finden wir fie übergegangen in je⸗ 
nes Geſetzbuch, welches ſowohl in der Form, als in dem Weſen unſeren Deutſchen 
Brüdern fo theuer, fo werth iſt, daß ſie dieſes Gut zu den ſchönſten Gütern des 
politiſchen Daſeins zählen und im Allgemeinen mit Recht zählen. So weit es 
möglich iſt, daß wir das Germaniſche Prinzip, welches in beiden Geſetzen wal⸗ 
tet, in beiden ausgleichen, ſo weit es möglich iſt, daß wir das, was eine rauhe Zeit 
und ein despotiſcher Geſetzgeber in die Rheiniſche Geſetzgebung hineinpflanzte, mil⸗ 
dern und dem Geiſte der Humanität verſöhnen können, ſo weit, ſcheint es, iſt 
es unſere Pflicht, daß wir, beſonders die den alten Prorinzen angehörenden 
Mitglieder dieſer Verſammlung, uns alle Mühe geben, dahin zu ſtreben, die⸗ 
ſes zu bewirken. Eben ſo werden unſere Rheiniſchen Brüder, wir können 
dies überzeugt ſein, gern anerkennen; daß in unſerem Allgemeinen Landrechte 
und in unſeren damit in Verbindung chenden Geſetzen Vieles enthalten iſt, 
was dem Geiſte der Humanität mehr entſpricht, als was die Franzöſiſchen 
auf Deutſchen Boden übertragen haben. Wir dürfen hoffen, daß ſie nicht 
eigenſinnig, ſondern beſonnen feſthalten werden an dem, was ihnen werth iſt, 
alſo gern bereit ſein werden, wo es darauf ankommt, das Vorhandene aufs 
zuopfern und das Veſſere zu nehmen, gern uns die Hand dazu bieten wer⸗ 
den. Was die Formen betrifft, ſo ſind fie gerade vorzugsweiſe bei dem 
Kriminaltecht mit dem Weſen innig verſchmolzen. Ohne Form iſt das We⸗ 
ſen todt. Es iſt nicht gleichgültig, ſondern von hoher Bedeutung, ob wir die 
eine oder die andere Form für das Kriminalverfahren wählen, allein auch 
hier kommt es darauf an, das Ideal ins Auge zu faſſen und dieſes Ideal 
gerade ſo weit zu verfolgen, als es der dermalige gegebene geſchichtlich ent⸗ 
wickelte Zuſtand des Staats erlaubt und gebietet. Es iſt hier zur Zeit aber 
nicht der Ort, weiter zu entwickeln, was durch geiſtreiche Schriftſteller ſchon 
weitläuftig erörtert worden iſt, nämlich, daß das Ideal der Strafrechtspflege 
darin beſteht, daß die richterliche, auf Rechtsanſicht gegründete Entſcheidung 
ſich vereinige mit der Stimme des Volkes; mit einem Worte: daß das Ideal 
des Strafgerichts⸗Verſahrens darin beſteht, daß man die Geſchwornengerichte 
als Baſts anſehe, auf welche ſich alle materielle Strafgefege zurüdzubezichen 
haben. Ob dieſes Geſchwornengericht die Engliſche, Franzöſiſche oder irgend 
eine andere Form annimmt, kann bei Seite geſtellt werden. Hier kommt es 
nur darauf an, die Idee feſtzuhalten. — Dies iſt es, was ich der geehrten 
Verſammlung vorzutragen gehabt habe, mit dem Wunſche, daß unſer Wirken ein 
kräftiges, ein nachhaltiges fel; daß es die Herzen am Rhein, an der Oder, 
an der Weſer und der Weichſel feſter und inniger verſchmelze; daß das Volk 
wiſſe, daß Ein Recht über ihm malte, dab ian dieſem die wahre Gleichheit 
vor dem Geſetze herrſche, und daß von dieſem Geſichtspunkte aus das Geſetz 
feine Weihe empfangen habe. 211 07 
Rorxeſerent Abg. von Mylius. Ich ſtimme aus vollem Herzen den 
Worten bei, die von dem geehrten Mitgliede der Nitterſchaft aus Schleſien 
geſprochen worden ſind; namentlich aber auch im Intereſſe der Provinz, welche 
ich zu vertreten die Ehre habe. Auch ich glaube, daß jetzt der Zeitpunkt ge⸗ 


kommen ift, wo eine Verſchmelzung der Formen möglich iſt; ich glaube aber 
auch, daß jetzt der Zeitpunkt da iſt, wo der Beruf der Zeit für die Gefehge- 
bung erkannt wird, weil er nicht weggeleugnet werden mag, weil wir in ein 
Stadium der politischen Bildung gekommen find, wo die eigentliche Beden- 
tung desjenigen, was man unter der Rhtiniſchen Jufitution bezeichnet, im⸗ 
mer klarer hervortritt. Der Kern der Rheiniſchen Inſtitution beſteht in dem 
frei und ſelbſtſtändig entwickelten Staats-Bürgerthume, emanzipirt von der 
bevormundenden Verwaltung, welche früher das germaniſcht Selbſtbewußtſein 
und die Elemente des Deutſchen Volkes ſeit vielen Jahren unterdrückt hat, 
welche durch die großrriige Schöpfung Sr. Majeſtät des Königs durch den 
Vereinigten Landtag zu dieſem Standpunkte politiſcher Entwickelung gedie⸗ 
hen ſind. Deshalb glaube ich, daß hier der Moment ſein wird, wo eine 
Verſchmelzung desjenigen, was wir behalten wollen, und deſſen, was Sie 
wünſchen mögen, möglich und erwünſcht iſt, und ich pflichte der Anſicht des 
Redners vor mir bei, daß eine ſolche Vereinigung in den Prozeßformen am 
beſten zu erreichen iſt, daß aber auch hier Möglichkeit durch die Einheit der 
Prozeßform bedingt wird. 

Abg. von Donimierski. Die Abtheilung erklärt, wie wir eben ge⸗ 
hört haben, daß fie mehrere wichtige Fragen nicht zur definitiven Entſchei⸗ 
dung vorbereiten konnte und deshalb am Schluſſe darauf zurückkommen will. 
Darunter ſind drei Fragen wegen des Strafverfahrens. Nach meiner Ueber⸗ 
zeugung iſt es unmöglich, daß wir das Strafgeſetz begutachten können, wenn 
wir uns nicht klar machen, in welchen Normen des Verfahrens geltend ge⸗ 
macht werden ſoll. Es iſt unbedingt für keinen Theil des Rechts das Pro⸗ 
zefverfahren von ſo großer Bedeutung, als gerade für das Strafrecht; hier 
ſieht Form und Weſen in der genaueſten Beziehung zu einander, wie dies 
eben von einem Redner ſchon bemerkt iſt. Auf dem Preußiſchen Landtage 
gingen wir bei der Begutachtung des Entwurfs von der Annahme aus, daß 
die Kriminal-Ordnung von 1805 unverändert bleiben werde, weil damals 
nicht die geringſte Erwähnung von einer Umarbeitung derſelben geſchah, fo 
ſehr wir auch dieſelbe für wunſchenswerth erachteten. Seitdem iſt das Gefeg 
vom 17. Juli 1846 ergangen, Dieſes hebt die frühere Kriminal- Ordnung 
weſentlich auf. Das Inquiſitions⸗ und Relations Verfahren beſteht nicht 
mehr, die Entſcheidung des Richters hängt nicht von der Geſchicklichkeit des 
Inquirenten, noch von den Anſichten der Referenten ab; vor ſeinen Augen 
erfolgt die Anklage, Beweisaufnahme und Vertheidigung des Angeklagten, 
er ſieht Alles ſelbſt, was ihm früher in dicken Aktenſtüchen zuſammengeſchrie⸗ 
ben ward. Er nimmt jezt zwichen dem Ankläger und dem Angeklagten 
ſeine natürliche Stellung ein. Nach Anhörung der Thatſachen ſpricht er jetzt 
nach ſeiner freien Ueberzeugung, unabhängig von allen poſitiven Beweisregeln 
das Schuldig aus. Aufgehoben ſind deshalb alle außerordentlichen Strafen, 
die in konſequenter Ausbildung der Beweistheorie entſtanden waren, die nach 
Größe der Indizien höher oder geringer feſtgeſezt wurden, Hohn ſprechend 
aller Gerechtigkeit, da der Angeklagte nur ſchuldig oder nicht ſchuldig fein 
kann. Hier bei dem mangelhaften Indizien⸗Beweiſe tritt vorzüglich der Un⸗ 
terſchied hervor zwiſchen dem unſrigen und dem Verfahren in der Rhein⸗ 
Provinz. Dort figen den Richtern unparteüfhe Männer aus dem Volke zur 
Seite, welche nach genauer Prüfung der Thatſachen erklären, ob der Ange⸗ 
klagte das Verbrechen begangen habe oder nicht. Durch dieſe Erklärung er⸗ 
hält der Richter den vollſtändigen Beweis, und dann erſt kann er das Straf⸗ 
gefeg in Anwendung bringen, während der Richter weiland nach feiner freien 
Ueberzeugung den mangelhaften Beweis vervollſtändigt und das Schuldi aus⸗ 
ſpricht. Wenn bei der Abfaſſung des Allgemeinen Landrechts ein zu änghli- 
ches Beſtreben beſtand, für jeden einzelnen Fall eine beſondere geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung zu geben, um die richterliche Willkür zu beſchränken und aus eben 
dem Grunde eine Menge poſitiver Beweisregeln in der Kriminal⸗Ordnung 
aufgenommen wurden, ſo ſcheint man jetzt bei dem Geſetze vom 17. Juli 1846 
in das andere Extrem verfallen zu ſein; man hat dem Richter mehr Rechte 
eingeräumt, als zu ſeiner Functien gehören. Vorausgeſetzt, daß die Unab⸗ 
hängigkeit des Richters geſichert iſt, können wir ſeinem Ermeſſen bei Anwen⸗ 
dung der Strafgeſetze heute erwägend die gründliche, wiſſenſchaftliche Bildung 
unſerer Juriſten einen möglichſt großen Spielraum laſſen, aber nie geſtatten, 
daß der Richter im Strafprozeſſe nach ſeiner Ueberzeugung den mangelhaften 
Beweis vervollſtändige. Dadurch würde er Zeuge und Richter zugleich. 
Nach Aufhebung der Beweis-Theorie im Straſprozeſſe wird die Einführung 
der Geſchorenen eine Nothwendigkeit. Man trägt, wie es ſcheint, Bedenken, 
dieſes Inſtitut bei uns einzuführen, weil es keine hiſtoriſche Baſis hier hat, 
vielmehr will man durch das ueue Verfahren den Uebergang dazu bilden. 
Mit der ſtändiſchen Verfaſſung wenigſtens wird dieſes Inſtitut im vollſtän⸗ 
gen Einklange ſtehen; denn ſo wie jene dem Volke eine Mitwirkung bei der 
Geſetzgibung einräumt, ſo dieſes bei der Ausübung des wichtigſten Theiles 
der Rechtspflege, wo es das Leben, die Freiheit und die Ehre der Untertha⸗ 
nen gilt. Neben der Städte-Ordnung und anderen Einrichtungen aus den 
Jahren von 1807 bis 1815. wird dieſes Inſtitut einen neuen Grundpfeiler 
bilden, auf welchem fich ein lebendigeres Rechts⸗Bewußtſein und ein geſunder 
Staats⸗Organismus bei uns entwickelt wird. Es iſt nicht meine Abficht, von 
den Vorzügen der Geſchwornengerichte zu ſprechen, ich will nur andeuten, 
daß wir fie nach Aufhebung der Beweis⸗Theorie im Strafprozeſſe über kurz oder 
lang bekommen müſſen. Es erſcheint daher am zweckmäßigſten, daß wir bei 
der Begutachtung dieſer Strafgeze in Betreff des Prozep-Merfahrens von 
einem gleichen Stadtpunkte mit den Abgeordneten der Rheinprovinz ausgeben. 

Referent Abg. Naumann. Ich habe nur die Abſicht, die Verſammlung 
auf den Geſichtspunkt aufmerkſam zu machen, welcher ſich in der Abtheilung 
geltend gemacht hat, und weshalb die Erörterung dieſer Frage gleich im 
Anfang der Berathung nicht zweckmäßig erſchienen iſt. Die Anſichten, welche 
von den Herren, die vor mir geſprochen haben, entwickelt worden find, find 
auch in der Abtheilung von vielen Mitgliedern, vielleicht von der Majorität, 
anerkannt worden, fie hatten dieſelbe Anſicht, welche entwickelt worden iſt. Es 
iſt aber vorgezogen worden, die Frage: ob nur unter Vorausſezung einer be⸗ 
ſtimmten Prozepform das Kriminalrecht zu berathen ſei, bis an den Schluß 
der Berathung vorzubehalten, weil man nach erfolgter Berathung der Ve⸗ 
ſtimmungen des Gefegentwurfes beſſer werde prüfen können, ob gerade dieſts 
materielle Recht in der Art, wie es hier gegeben werden ſoll, nolhwendig ein 
öffentliches und ein Verfahren vor Geſchwornen bedinge oder nicht. Deshalb 
war die Abtheilung der Meinung, ſich nicht von vornherein auf diefe Frage 


einzulaſſen, ſondern die Entſcheidung über dieſelbe für den Schluß nach Be- 
rathung der einzelnen Beſtimmungen vorzubehalten. 

Marſchall. Ich habe angenommen, daß die bisherigen Aeußerungen 
ſich auf das Gefeg im Allgemeinen bezogen, und in diefer Beziehung waren 
fie vollſtändig zuläſſig. Nach den Erläuterungen, welche der Referent gegeben 
hat, wird es der Verſammlung zweckmäßig erſcheinen, daß wir den Gegen⸗ 
ſtand in dieſem Augenblicke nicht weiter verfolgen und zu den einzelnen Pa⸗ 


ragraphen übergehen. l ; 

1 —— v. Saucken-⸗Tarputſch en. Ich glaube doch, daß es nicht ganz 
zweckmäßig ſein wird, wenigſtens inſofern, als Viele, zu denen auch ich mich 
zähle, ſich in einem Beſchluß vereinigen werden. Ich glaube nicht, daß wir 
heute einen Antrag ſtellen werden; es iſt aber nothwendig, daß wir bei jedem 
&, in welchem wir für ein Vergehen die Strafe feftfegen, uns bewußt wer⸗ 
den, in welcher Form wir fie wollen. Es iſt alſo höchſt wichtig, daß die Ver⸗ 
ſammlung, che fie ſich über den F. ausſpricht, ſich der Ueberzeugung hingebe, 
daß in einer neuen beſſeren Prozeßordnung und nicht allein darin, ſondern 
auch in der Bildung von Geſchwornengerichten das Strafgeſetzbuch nur feine 
richtige Anwendung finden kann. Dieſes glaube ich, iſt wirklich nothwendig, 
weil wir am Schluſſe dahin kommen könnten, daß wir einen Antrag ſtellten, 
gegen den wir uns durch unſere früheren Beſchlüſſe gebunden hätten. 

Juſtiz-Miniſter Uhden. Ich muß bemerken, daß die Sache durchaus 
nicht vorbereitet iſt, um über die Frage zu diskutiren und zu beſchließen, ob 
Geſchwornengerichte oder das Geſetz vom 17. Juli 1846, auf deſſen Ausdeh⸗ 
nung der Vereinigte Landtag faſt einftimmig angetragen hat, eintreten follen. 
Zu einer gründlichen Berathung hierüber bedarf es einer anderen Vorlage, 
und man kann es der Verſammlung ſelbſt nicht zumuthen, daß fie ohne weis 
tere Vorbereitung hierüber einen Beſchluß faſſe. 

Abg. Wodiczka. Ich kann der Anſicht des Herrn v. Saucken nicht 
beitreten. Auch in der Abtheilung iſt dieſe Frage zur Sprache gekommen; man 
hat aber einſtimmig beſchloſſen, daß die Frage: ob ein Antrag auf Erlaſſung 
der Kriminal-Prozeßordnung und Geſchwornengericht zu ſtellen fei? zuletzt 
berathen werden ſolle. Ich ſchließe mich dem Referenten an und glaube, daß 
wir unbedingt an die Erörterung des Geſetzentwurfes gehen können. Mich 
wenigſtens wird das Fehlen der Prozeb-Ordnung nicht abhalten, meine An— 
ſicht über den ganzen Geiſt des Geſetzentwurfes auszusprechen. 

Abg. Neumann. Es würde vielleicht möglich ſein, zu einer beſtimmten 
Anſicht zu gelangen, ob dieſe Frage ſchon jetzt oder beſſer bei Prüfung der 
Einführungs⸗Verordnung verhandelt werden könnte. Ich erlaube mir gleich- 
falls auf einen Punkt aufmerkſam zu machen, weshalb auf dem Provinzial⸗ 
Landtage in der Provinz Brandenburg dieſe Frage zur Erörterung gezogen 
und ebenfalls ein desfallſiger) Vorbehalt gemacht worden iſt. Es wird die 
Strafgeſetzgebung durch den Entwurf nämlich fo weſentlich verändert, daß es 
einer beſonderen Beſtimmung unterliegen muß, in welcher Form dieſer zur 
Anwendung kommen ſoll, indem der Unterthan nicht im Stande iſt, aus dem 
neuen Strafgeſetze ſich zu unterrichten, was eine ſtrafbare Handlung iſt und 
welches Verbrechen ſie konſtituirt und welche Strafe darauf geſetzt iſt. Der 
Entwurf iſt nur eine Norm für den Richter. Der Richter kann nach wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Gründen ſich bei der Anwendung des Strafgeſetzes einen Anhalt 
ſchaffen, nicht aber der Unterthan. Wie wird dieſer alſo im Stande ſein, 
ſich näher darüber zu unterrichten, was iſt ſtrafbar, welche Strafe trifft jedes 
Verbrechen. Dies kann nur geſchehen durch die Art ſeiner Betheiligung bei 
der Rechtspflege, und dieſe kann nur durch die Prozeß⸗Ordnung regulirt wer⸗ 
den. Wenn wir das alte Kriminal-Verfahren neben dieſem Geſetze beſtehen 
laſſen, ſind Rechtsverletzungen unvermeidlich, ob die Handlungen nach dem 
neuen Geſetze beurtheilt werden, darüber wird alſo gewiß jedes Mitglied der 
Verſammlung Beruhigung haben wollen, und es iſt nothwendig, darüber zu 
einer beſtimmten Entſcheidung der Frage zu kommen, ob bei Verathung des 
Einführungs⸗Geſetzes dieſer Gegenſtand zur Diskuſſton geſtellt werden wird, 
mit anderen Worten, in welcher Form das Kriminal-Verfahren ſtattfinden ſoll. 
Abg. Graf v. Schwerin. Ich wollte nur zu der Bemerkung des Re⸗ 
ferenten das hinzuzufügen mir erlauben, daß, wie ich glaube, wir uns vor 
allen Dingen klar machen müſſen, von welchen Vorausſetzungen das Gouver- 
nement bei der Vorlage des Geſetzes ausgegangen iſt und ob wir ihnen zu⸗ 
ſtimmen oder, wenn die Vorlage damit nicht in Einklang zu bringen iſt, ob 
wir fie dann nicht annehmen. Dieſe Vorausſetzungen, welche wir haben dür- 
fen, hat der Herr Regierungs-Kommiſſar in feiner Eröffnungsrede klar ent⸗ 
wickelt, indem er ſagte, es ſei zu erwarten, daß in der nächſten Friſt das öf⸗ 
fentliche und mündliche Kriminalverfahren auch in den alten Provinzen ein⸗ 
geführt werden würde. Wir werden alſo bei jedem 8. ſehen müſſen, ob er für 
das öffentliche und mündliche Verfahren geeignet ſcheine oder nicht. Wollte 
die Verſammlung eine andere Baſts für die Berathung gewinnen, wollte ſie 
den Wunſch ausſprechen, daß die Geſchwornengerichte in den älteren Provin⸗ 
zen eingeführt werden möchten, ſo würde dies nur in Form einer Petition 

eſchehen können, und eine ſolche, glaube ich, kann nicht in der Abſicht der 
—.— liegen. Es bleibt alſo nichts anderes übrig, als dieſe einzelnen 
Beſtimmungen des Geſetzes herauszunehmen und jeden $. anzuſehen, ob er 
für dieſes Verfahren paßt oder nicht, und dann, je nachdem er dafür paſſend 
erſcheint oder nicht, ihn anzunehmen oder zu verwerfen. . 
Juſtiz⸗Miniſter Uhden. Ich bemerke zu dem, was der geehrte Redner 
ſo eben geſprochen hat, daß die Organiſation der Gerichte bereits im vollen 
Gange iſt, um, dem Verſprechen Sr. Majeſtät des Königs gemäß, das münd⸗ 
liche und öffentliche Kriminalverfahren überall einzuführen. Wenn ein frühe⸗ 
rer Redner geäußert hat, es würde kein Unterthan aus dem Strafgefetzbuch 
erſehen können, was Rechtens ſei, welche Strafe auf ein Verbaechen folge, fo 
muß ich das entſchieden in Abrede ſtellen, da das Gefetz ſich deutlich ausſpricht. 
Ich glaube, der Redner verwechſelt das Materielle mit der Form, wie Je- 
mand zu überführen iſt, ob er ein Unrecht begangen habe. Das Geſetz vom 
17. Juli 1846. giebt in dieſer Beziehung die erforderliche Garantie. Eine 
Kritik des Kriminal⸗Prozeß-Verfahrens überhaupt, liegt, wie ſchon bemerkt 
worden, aus dem gegenwärtigen Kreiſe der Diskuſſion . 

Abg. v. Donimierski. Es iſt durchaus nicht eine Petition, ſondern 
ein Beſchluß nöthig, daß wir die Fragen, auf welche die Abtheilung am 
Schluffe zurückkommen will, jetzt ſchon beantworten und beſtimmen, von wel⸗ 
chem Geſichtspunkte wir in Betreff der Prozeßordunng bei der Begutachtung 
der Strafgeſetze ausgehen. Wir müſſen bei Begutachtung des Entwurfs 
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wiſſen, in welcher Form die einzelnen Beſtimmungen geltend gemacht werden 
ſollen. Deshalb habe ich in wenig Momenten den Unterſchied angedeutet, 
der zwiſchen dem Berfahren in der Rheinprovinz und dem nach dem Geſetze 
vom 17. Juli 1846 beſteht, und daß es unbedingt am zweckmäßigſten er⸗ 
ſcheint, mit dem Abgeordneten der Rheinprovinz in dieſer Beziehung von ei⸗ 
nem gleichen Standpunkte auszugehen. 

Juſtiz-Miniſter Uhden. Ich bemerke, daß die Ausführungs⸗Verord⸗ 
nung gerade dieſe Abweichungen enthält, und das Allerhöchſte Verſprechen er⸗ 
theilt worden iſt, daß Oeffentlichkeit und Mündlichkeit nach dem Geſetze vom 
17. Juli 1846 eingeführt werden ſollen; ich glaube alſo, daß die Verſamm⸗ 
lung eine gute Grundlage haben wird. Es werden vielleicht bei der Ausfüh⸗ 
rungs⸗ Verordnung noch manche Bedenken zur Sprache kommen und dort er⸗ 
örtert werden. - 

Abg. Camphauſen. Zur Sache ſelbſt habe ich für jetzt keine Bemer⸗ 
kung zu machen, ſondern nur zu verſichern, daß die von mehreren Seiten ver⸗ 
nommenen Acußerungen mich mit Befriedigung erfüllen. Zu der Bemerkung 
des Abg. aus Pommern, daß, wenn die Verſammlung den vorgeſchlagenen 
Antrag ſtellen ſollte, ich dies nicht als eine Petition von bedenklicher Natur 
anſehe. Der Ausſchuß hat die Begutachtung des Strafgefeges vorzunehmen, 
und er kann bei dieſer Begutachtung die Anſicht ausſprechen, daß er die 
Anwendung des Rheiniſchen Verfahrens erforderlich halte, und daß er bei 
feiner Berathung hievon ausgegangen ſei. Ich würde dies nicht als eine Pe⸗ 
tition, ſondern als eine gutachtlichen Aeußerung anſehen. 

Abg. Neumann. Ich erlaube mir darauf aufmerkſam zu machen, daß 
der Herr Juſtiz-Miniſter jedenfalls ein Mißveeſtändniß bei mir vorausgeſetzt 
hat. Es iſt nicht meine Anſicht, daß das neue Strageſetz ſo abgefaßt ſei, 
daß überhaupt kein Menſch ſich eine Kenntniß darüber verſchaffen könne, 
was Verbrechen ſei und was für eine Strafe darauf geſetzt iſt, ich glaube 
aber bemerken zu müſſen, daß das neue Strafgeſetz ſich weſentlich von dem 
bisherigen unterſcheidet, welches eine Menge von Kaſuiſtik und Spezialitäten 
enthält. Nach meiner Ueberzeugung iſt das neue Strafgeſetz, wie es daſteht, 
faſt allein für den wiſſenſchaftlich gebildeten Juriſten als Norm zu betrachten. 
Der gemeine Mann iſt nicht im Stande, darüber zu urtheilen. Es wird 
ihm zwar Gelegenheit geboten, durch Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des 
Gerichtsverfahrens ſich nähere Kenntniß zu verſchaffen. Es kommt hier aber 
wiederum darauf an, wie das Verfahren beſchaffen iſt, ob wir Geſchwornen⸗ 
gerichte oder ſtändige Richter haben. Ständige Richter würden es dahin brin⸗ 
gen, daß ſich bald ein Gerichtsgebrauch bildete, der bedenklicher iſt, als alle 
Kaſuiſtik der früheren Geſetzgebung, und da nun die Einführungs⸗Verord⸗ 
nung des Falles gedenkt, daß nach der Kriminalordnung vom Jahr 1805 
das neue Strafgeſetz zur Anwendung kommen könnte, ſo ſcheint es mir noth⸗ 
wendig, daß dies auf irgend eine Weiſe ausgeglichen werden müſſe, weil ich 
beide neben einander als unverträglich betrachte. 

Marſchall. Der Abg. v. Donimierski beharrt darauf, daß die Be⸗ 
rathung nicht füglich vorgenommen werden könnte, ohne daß man ſich ver⸗ 
ſtändige über die Grundlage, die ihr zu geben ſei, eine Grundlage, die ſich 
auf das Gerichtsverfahren bezieht. Sem! Antrag geht alſo dahin „daß man 
ſich verſtändigen möge, eine ſolche gemeinſame Grundlage anzuerkennen. Nun 
iſt es aber doch deutlich, daß die Verſammlung dieſe Anerkennung nicht aus⸗ 
ſprechen kann, ohne daß ſie ſich darüber einige, ob das eine oder das andere 
Gerichtsberfahren durchaus wünſchenswerth erſcheine und deshalb feine Vor⸗ 
bereitung und ſpätere Einführung zu erbitten ſei. Daß aber die Verſamm⸗ 
lung dazu gelange, iſt nicht anders als durch eine Beſchlußnahme möglich, 
eine Beſchlußnahme, welche ſich beziehen würde auf die Vorbereitung und 
ſpätere Einführung der Geſchwornengerichte, und gerade dieſe Beſchlutznahme 
iſt es, welche, wie ſchon hinreichend ausgeführt worden iſt, für diefen Au⸗ 
genblick nicht vorbereitet iſt. Auch ich muß von meinem Standpunkte aus 
bei der Anſicht beharren, daß der Gegenſtand, an ſich noch nicht die Vorbe⸗ 
reitung erfahren habe, welche ihn zur weiteren Behandlung im Augenblick 
geeignet machen könnte. Es würde ſich deshalb nur fragen, ob in Beziehung 
auf das Geſetz im Allgemeinen noch andere Bemerkungen zu machen ſind, 
und wäre dies nicht der Fall, ſo würde ich der Anſicht des Vorſitzenden der 
Abtheilung und der Anſicht der Referenten Folge zu geben haben, welche da⸗ 
hin geht, daß man anhebe mit der BVerathung der einzelnen Paragraphen. 

Abg. Camphauſen. Es iſt von der Abtheilung angetragen worden, 


daß Bemerkungen über das Allgemeine am Schluſſe folgen ſollen. Ich würde 
alſo auf, die Frage: ob keine Bemerkungen im Allgemeinen mehr zu machen 


ſeien? nicht mit Ja antworten können k 

Marſchall. Wohl, aber ob dem Vorſchlage der Abtheilung, jetzt auf 
die allemeinen Fragen nicht einzugehen, beizuflimmen ſei, dies wäre zu beja⸗ 
hen oder doch durch keinen Widerſpruch zu verneinen. 

Abg. Krauſe. Ich habe blos vom praktiſchen Standpunkte aus zu 
bemerken, daß ich bei Durchleſung des Strafgeſetzbuches die Bemerkung ge⸗ 
macht habe, daß darin dem Richter ein ſehr großes Feld gegeben “ft. Ich 
fege dabei immer voraus, daß nicht einzelne Richter daſſelbe in Ausführung 
bringen würden, ſondern formirte Gerichte; ſollte das erſtere jetzt noch der 
Fall ſein, ſo würde mir das Feld des Richters zu groß erſcheinen. Das iſt 
das Einzige, was ich zu bemerken habe, und es hängt mit den bereits ge⸗ 
machten Anträgen zuſammen, daß man eine größere Sicherheit habe, daß 
dieſes weite Feld nicht überſchritten werde. 

Marſchall. Wie würden alſo nun zu den einzelnen 88. übergehen 
und zwar zuerſt zu §. 1. Wollen Sie F. 1. verleſen. 

Referent. § 1. Die Preußiſchen Strafgeſetze find anzuwenden auf 
alle im Inlande begangenen Verbrechen, ohne Unterſchied, ob dieſelben von 
Preußiſchen Unterthanen oder von Auländern verübt ſind. g 

Korreferent. Es iſt bereits von der Abtheilung darauf hingewieſen 
worden, daß jedenfalls die Art der aſſung des Entwurfes auch eine Prü⸗ 
fung der Form und namentlich der Ausdrucksweiſe nothwendig macht. 

Es ſind hierauf auch in der Abtheilung von den Referenten Anträge ge⸗ 
nommen worden, und es iſt das Einverſtändniß erfolgt, daß es den Referen⸗ 
ten freiſtehen ſolle, am Schluſſe der Berathung des Strafgeſetz-Entwurfes 
ſelbſt hieran die einzelnen Bemerkungen zu reihen, welche fie als Rügen der 
Form oder als nicht fparfejund präzife Ausdrucksweiſe zu bezeichnen Veran⸗ 
laſſung finden, a (Jortſezung folgt.) 


